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Tätigkeitsbericht des Verwal-
tungsgerichtshofes für das Jahr 
1978 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

W i e  n 

Ich beehre mich, als Anlage den Tätigkeitsbericht des 

Verwaltungsgerichtshofes für das Jahr 1978 dem Nationalrat 

gem.§ 21 Abs.1 des Geschäftsordnungsgesetzes 1975 vorzulegen. 

Der Tä tigkei tsberich-t des Ve nla 1 tungsgerich tshofes für das� _ _ _ 

Jahr 1978 wurde der Bundesregierung in ihrer Sitzung am 25.Sep-
• 

tember 1979 zur Kenntnis gebracht. 

Zu einzelrien Ausführungen im Tätigkeitsbericht des Verwaltungs

gerichtshofes ist folgendes zu bemerken: 

I. -, 

Unter Punkt 1/1 seines Tätigkeitsberichtes weist der Ver-

wal tungsgerichtshof auf die No'twendigkei t der Vermehrung des rich

terlichen Personals des Verwaltungsgerichtshofes hin. Wie aus den 

Ausführungen des Tätigkeitsberichtes zu entnehmen ist, ergibt 

sich die Forderung nach Aufstockung des richterlichen Personals aus 

der steigenden Tendenz der anfallenden Rechtsfälle. Eine splche 

Tendenz ist unverkennbar; der Anfall hat 1978 mit 3535 Rechts

sachen einen neuen Höhepunkt erfahren. Entsprechend dem steigenden 

Anfall von Rechtssachen hat sich zwar auch die Zahl der erledigten 

Rechtssachen in den letzten Jahren jeweils erhöht, dies konnte aber 

nicht verhindern, daß die Zahl der jeweils am Jahresende offenen 

Sachen ebe�falls eine steigende Tenderiz aufweist. Wie aus dem vor

liegenden Tätigkeitsbericht hervorgeht, waren zu Jahresende 1978 

2559 Rechtsfälle anhängig. 

_ 
,
Die Planstellenentwicklung fUr das richterliche Personal 

des Verwaltungsgerichtshofes weist ebenfalls eine steigende 

Tendenz auf. Während die Gesamtzahl der Richter beim Verwaltungs

gerichtshof 1972 noch 36 Richter betragen hat, ist sie seit 1976 

auf 42 Richter gestiegen. FUr den Dienstpostenplan 1980 wird 
eine Vergrößerung des richterlichen Personals um 5 Plansi-p.l1�n 
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in Erwägung gezogen. 

Es bleibt festzuhalten, daß die - überblickt man die Zeit 

seit 1970 - ab dem Jahr 1975 steigende Tendenz des Anfalles von 

Rechtssachen beim Verwaltungsgerichtshof sich wahrscheinlich weiter

hin fortsetzen wird. Dabei ist in Betracht zu ziehen, daß sowohl 

eine zusätzliche Belastung des Verfassungsgerichtshofes als auch 

eine solche des Verwaltungsgerichtshofes festzustellen ist. Um 
dieser Entwicklung Herr zu werden und eine hinreichende Gewähr

leistung des Rechtsschutzes sichern zu können, werden überlegungen 

erforderlich sein, die über innerorganisatorische oder perso-

nelle Erwägungen hinausgehen. Zwar ist die Aufstockung des rich

terlichen Personals beim Vervlal-tungsgerichtshof eine Maßnahme- , 

die zu einer Entspa nnung der Situation beitragen kann, sie ist 

aber nur als eine kurzfristig wirksame Maßnahme anzusehen. 

Dazu kommt, daß der Verwaltungsgerichtshof unter Punkt 1/2 

seines Tätigkeitsberichtes auf die Probleme hinweist, ·die sich 

bei der Personalergänzung ergeben. Es hat den Anschein, als gäbe 

es auch unter diesem Aspekt Grenzer. für eine Aufstockung des 

richterlichen Personals. 

Was allerdings die wirtschaftliche Attraktivität der Richter

posten am Verwaltungsgerichtshof anlangt, so ist auf folgendes 

hinzuweisen: Die durch die 34. GG-Novelle geschaffene "Neuordnung 

der Richterbesoldung" sieht als Anfangsbezug fUr einen Hofrat des 

Verwaltungsgerichtshofes einen Gehalt in der Gehaltsgruppe 111, 

Gehaltsstufe 9 von S 23.5 92,- vor. Dazu kommt gemäß § 68a Abs.l Z.2 

des Richt�rdienstge�etzes eine ruhegenußfähige Veiwendungszulage 

in der Hehe von S 6.633, -. Vergleicht man die Sumrne dieser beiden 
Betrage von S 30.225,-}mit dem Anfangsbezug eines Hofrates der 
allgemeinen Verwaltung, nämlioh dem Bezug der DK1.VIII, Gehalts
stufe 1 von monatlich S 24.626, - zuzüglich der Verwaltungsdienst
zulage in Höhe von S 1.124,-, das sind zusammen S 25 .750,-, so 
ist ein Mehrverdienst des Hofrates des Verwaltungsgerichtshofes 
von S 4.475,- festzustellen. 

Will man jedoch auch die für Beamte der Verwendungsgruppe A 

in LeitungSfunktion gebührende Verwendungs zulage gemäß § 30a 

Abs.l Z.3 GG 195 6  il1 diesen Vergleich miteinbeziehen, so ist 

zunächst festzuhalten, daß von den insgesamt 1.663 Planstellen 

der Vel:.wendungsgruppe A, Dienstklasse VIII, lediglich auf 
ca. 1.400 diese Verwendungs zulage gebührt. Außerdem wird sie 
in unterschiedlicher Höhe bemessen und liegt das arithmetische 
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Mittel bei 2 1/2 Vorr�ckungsbetrMgen, das sind S 5.090, -. 

Bei dieser Gegenüberstellung darf nicht übersehen werden, daß 

ein Hofrat des Verwaltungsgericlltshofes den angeführten Bezug 

von S 30. 225,- bereits im 39.Lebensjahr erhalten kann, zu einem 

Zeitpunkt also, zu dem ein vergleichbarer Beamter der Verwendungs

gruppe A der allgemeinen Verwaltung erst die Anfangsbezüge der 

Dienstklasse VII erreichen kann. Selbst bei Berücksichtigung 

einer im höchstmöglichen Ausmaß zu gewMhrenden Verwendungs zulage 

gemäß § 30a Abs.l Z.3 GG 1956 ergibt sich ein Mehrverdienst des 

Hofrates des Verwaltungsgerichtshofes von S 4.957, - .  

Stellt man den Bezügen eines Hofrates des Verwaltungsgerichts

hofes die Bezüge eines Hofrates der allgemeinen Verwaltung unter 

Einrechnung der durchschnittlien gebührenden Verwendungszulage 

im Ausmaß von 2 1/2 Vorrückungsbeträgen der Dienstklasse VIII 

gegenüber, so ergibt dies das aus den Beilagen ersichtliche 

GEEantbild. Auch in diesem Fall ist ein Mehrverdienst des 

Hofrates des Verwaltungsgerichtshofes in der Höhe von S 76l, � 

(4 3.Lebensjahr) bis S 8.684, - (50.Lebensjahr) monatlich fest

zustellen. 

Aus beigeschlossener Gegenüberstellung sind die einzelnen 

Teilgrößen sowie die jeweilige Gesamtsumme der den beiden zum 

Vergleich h�:angezogenen Bedienstetengruppen gebührenden 

Bezüge ersichtlich. Daraus ist zu erkennen, daß die Bezüge eines 

Hofrates des Verwaltungsgerichtshofes in keiner Gehaltsstufe 

unter jenen eines Hofrates der allgemeinen Verwaltung mit einer 

durchschnittlichen Verwendungs zulage von 2 1/2 Vorrückungsbeträgen 

liegen, sondern im Gegenteil eine Differenz zugusten des Hofrates 
des Verwaltungsgerichtsh0fes von S 761, - bis S 8.684,- besteht. 

Schließl�ch darf darauf hingewiesen werden, daß der zum 

Vergleich herangezogene Hofrat der allgemeinen Verwaltung die 

Dienstklasse VIII frühestens nach einer 25-jährigen Dienstzeit, 

und selbst als Angehöriger des "Höheren Dienstes" an einer 

Zentralstelle mit einer dem bisherigen "Höheren Ministerial

dienst" entsprechenden Verwendung erst nach einer Dienstzeit von 

21 Dienstjahren erreichen kann. Zum Unterschied davon erreicht 

der Hofrat des Verwaltungsgerichtshofes die im Vergleich angeführ

ten AnfangsbezUge sofort mit seiner Ernennung, unabhängig von 

der Dauer einer b(:�stimmten Dienstzeit. Die Praxis hat gezeigt, 

daß eben in diesem Umstand die wirtschaftliche Attraktivität 
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gelegen ist. Um die Ernennung zum Hofrat des Verwaltungsgerichts

hofes bewerben sich vornehmlich jüngere Beamte, und zwar bereits 

mehrere Jahre bevor sie als Beamter der allgemeinen Verwaltung 

mit einer Ernennung in die Dienstklasse VIII im günstigsten 

Falle rechnen können. 

Darüber hinaus sei erwähnt, daß sich eine wirtschaftliche 

Besserstellung des Hofrates des Verwaltungsgerichtshofes auch 

dadurch ergibt, daß ihm ein Werbungskostenpauschbetrag nach 

§ 6 2  Abs. 1 des EStG 1972 in der Höhe von 10 v.H.der laufenden 

Bezüge, höchstens jedoch S 3 000,- monatlich, für die Dauer des 

aufrechten Dienstverhältnisses eingeräumt ist. 

In diesem Zusammenhang sei auch darauf hingewiesen, daß 

besoldungsrechtliche Fragen schon anläßlich der Vorlage an

derer Tätigkeitsberichte des Verwaltungsgerichtshofes behandelt 

worden sind (siehe 111- 27, 111- 100 und 111-133 der Beilagen zu 

den Stenographischen Protokollen des Nationalrates, XIV.GP.). 

Schon in dem Bericht unter 111- 27 der Beilagen zu den Stenogra

phisehen Protokollen des Nationalrates, XIV. GP., wurde darauf 

hingewiesen, daß die Frage der besoldungs rechtlichen Stellung 

der Richter des Verwaltungs gerichtshofes - unabhängig von 

budgetmäßigen überlegungen - nicht losgelöst von der Besoldung 

der übrigen Richterschaft und des öffentlichen Dienstes im 

allgemeinen gesehen werden könne. 

11. 

1. Der Verwaltungsgerichtshof bemerkt in Punkt II/A/1 

seines Tätigkeitsberichtes, daß seiner Auffassung nach die 

derzeitige einfachgesetzliche Regelung betreffend die Justizver

waltung des Verwaltungsgerichtshofes, ebenso wie die des 

Verfassungsgerichtshofes, der Verfassungsrechtslage nicht 

gerecht wird. Im Hinblick auf den Umstand, daß anläßlich der 

Vorlage des Tätigkeitsberichtes des Verwaltungsgerichtshofes 

für das Jahr 1975 (111- 55 der Beilagen zu den Stenographischen 

Protokollen des Nationalrates, XIV.GP.) zu dieser Frage eine aus

führliche Diskussionsgrundlage für die parlamentarischen 

Beratungen unterbreitet wurde, daß auf der Grundlage dieser Vor

lage eine eingehende Debatte über die Frage der Justizverwaltung 

im zuständigen Ausschuß des Nationalrates stattgefunden hat 

und daß eine Verfassungswidrigkeit des bestehenden Zustandes - ab
gesehen vom Problem der Subdelegation des Ernennungsrechtes für 

das beim Verwaltungsgerichtshof verwendete Personal - nach meiner 

Auffassung nicht gegeben ist, wird nicht beabsichtigt, in dieser 

Frage eine Initiative zu ergreifen. 

III-25 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)4 von 44

www.parlament.gv.at



2. Zu Punkt II/A/2 des Tätigkeitsberichtes, in dem sich der 

Verwaltungsgerichtshof mit den Auswirkungen der geplanten Ent

lastung des Verfassungsgerichtshofes auf den Verwaltungs

gerichtshof befaßt, ist lediglich zu bemerken, daß die dort er

wähnten Regierungsvoxlagen durch das Auslaufen der XIV.GP. 

gegenstandslos geworden sind. 

111. 

1. Unter Punkt 1IIB/l seines Tätigkeitsberichtes findet der 

Verwaltungsgerichtshof neuerlich Anlaß, die Regelung des Art. 133 

Z.4 B-VG zu kritisieren, wonach die Beschwerde gegen Entscheidun

gen von Kollegialbehörden der dort genannten Art an den Ver

waltungsgerichtshof nur zulässig ist, wenn dies ausdrücklich 

gesetzlich vorgesehen ist. Der Verwaltungsgerichtshof regt an, 

die Regelung, wonach es einer ausdrücklichen Bestimmung bedarf , 

damit der Verwaltungsgerichtshof zur Prüf ting von Beschwerden 

gegen Bescheide solcher Behörden zuständig wird, in der Weise zu 

ändern, daß die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 

jedenfalls gegeben ist. Im Hinblick auf die Belastung des Ver

waltungsgerichtshofes ist eine weitere und zusätzliche Belastung 

durch Ausweitung der bestehenden Rechtsschutzmöglichkeiten, 

insbesondere aber des Beschwerderecl�vor dem Verwaltungs

gerichtshof jedoch kaum zu rechtfertigen. 

2. r·Unsichtlich der Pu ... te II/B/2 und II/B/3 des Tätigkeits

berichtes des Verwaltungsgerichtshofes besteht kein Anlaß zu 

Bemerkungen. Die Ausführungen des Verwaltungsgerichtshofes 

unter Punkt II/B/4, die sich auf das Steiermärkische Jagd

gesetz beziehen, wurden dem �nt der Steiermärkischen Landes

regierung zur Kenntnis gebracht. 

3. Hinsichtlich der Anregungen des Verwaltungsgerichtshofes 

unter Punkt II/B/S seines TätigkeitSberichtes, der sich auf 

die Bes·timmung des § 502 Abs.l ASVG und den Begriff der 

Arbeitslosigkeit im Sinne der einschlägigen arbeitslosenver

sicherungsrechtlichen Vorschriften bezieht, hat das Bundes

ministerium fUr soziale Verwaltung folgendes mitgeteilt: 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung teilt die 

Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes, daß die Begünstigungs

vorschrift des § 502 Abs.l ASVG im Hinblick auf den im 
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Tätigkeitsbericht für das Jahr 1978 aufgezeigten Anlaßfall 

reformbedürftig erscheint. Zur Beseitigung des aufgetretenen 

Härtefalles könnten im Rahmen einer gesetzlichen Änderung den 

Begünstigungszeiten na�h § 5 02 Abs.l erster Satz ASVG n och jene 

Zeiten hinzugefügt werden, in denen die geschädigte Person eine 

Beschäftigung ausübte, der Dienstgeber jedoch die Anmeldung 

zur Sozialversicherung aus den im § 500 ASVG angeführten Gefähr

dungsgründen unterlassen hat. 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat eine solche 

Änderun g, die im Zuge einer künftigen Novellierung des ASVG 

mit zur Erörter ung gestellt werden wird, vorgemerkt. 

4. Zu den Ausführungen des Verwaltungsgerichtshofes 

unter Punkt II/B/6 seines Tä�igkeitsberichtes, die sich auf die 

übergan:pbestimmungen des Beamten-Dienstrechtsgesetzes, 

BGBl. Nr. 329/1977, beziehen, ist folgendes zu bemerken: 

Bevor die Neufassung der Bestimmungen über die Leistungsfest

stellung bzw .. über das Disziplinarrecht in Angriff genommen 

wurde, wurde eine Rethe von grundsätzlichen Untersuchungen und 

Erhebungen durchgeführt. Diese Erhebungen bezogen sich u.a. 

auf die Anzahl der während eines bestimmten Zeitraumes durch

geführten Dienstbeurteilungen und darauf, wie sich die Zahl 

der Gesamtbeurteilungen auf die einzelnen Beamtenkategorien 

verteilt hat. Ferner wurde untersucht, wieviele Disziplinar

verfahren im Erhebungszeitraum durchgeführt wurden, wieviele 

davon eingestellt, wieviele davon mit der Verhängung einer 

Disziplinar- bzw. Ordnungsstrafe beendet wurden und welche Dis
ziplinarstrafen wie oft verhängt wurden. 

Das Ergebnis dieser Erhebungen war aufschlußreich: · Bezogen 

auf die Gesamtzahl der Bundesbeamten gab es nur sehr wenige 

Besamtbeurteilungen mit " entsprechend" bzw. "nicht entsprechend", 

während die Gesamtbeurteilungen mit " gut" nur dort häufiger waren, 

wo sich diese bei der Laufbahn der Beamten nicht nachteilig aus

wirken konnten. 

Ein ähnliches Bild ergab sich auch bei den Disziplinarver

fahren. Von der Möglichkeit, eine schwere Disziplinarstrafe zu 

verhängen, wurde nur sehr selten Gebrauch gemacht. 

Das Ergebnis dieser Untersuchungen war mit ein Grund für das 

Bestreben, für beide nechtsgebiete keine komplizierten Uber

gangsbestimmung·en zu schaffen und,ldas Nebeneinanderbestehen 
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zweier unterschiedlicher Rechtssysteme nach Möglichkeit auszu

schalten. 

Um den V2rVld 1 tUI1Cj:3dc,1. wand r'lög liehs t gering zu haI ten, be

stimmt § 137 BDG, daß die nach den bisher qeltenden Rechtsvor

schriften ergangenen Dienstbeurteilungen bis zu einer Feststellung 

n2ch den Bestiaunungen des BDG unberührt bleiben und 1/1ie die bis

herigen Gesamtbeurteilungen " überzuleiten" sind. Das BDG 

sagt jedoch nichts darüber aus, wie vorzugehen ist, wenn Dienst

beurteilungsverfahren zum Zeitpunkt des 1nkrafttretens der Be

stim�ungen des BDG über die Leistungsfests t eIlung noch nicht 

abge schlossen sind. Dazu wurde in den Richtlinien des Bundes

kanzleramtes zum 7.Abschnitt des BDG betreff2nd Leistungsfest

stellung vom 17.November 1977, GZ 920.029/8-11/1/77, weiter aus

geführt: "Aus den Bestirmnungen über das Außerkrafttreten von 

Rechtsvorschriften (§ 1 30 Abs.2 Z.2'und 3 BDG) ergibt sich, 

daß die Dienstbeurteilungskommissionen mit 31.Dezember 1977 

zu bestehen aufhören. Mangels einer gesetzlichen Vorschrift 

können die bis zum 31.Dezember 1977 noch nicht abgeschlossenen 

Dienstbeurteilungsverfahren weder nach den BestiIT'lTIungen der 

Dienstpragmatik bzw. der Lehrerdienstpragmatik noch nach den 

ab 1.Jänner 1978 geltenden Bestimmungen über die Leistungsfest

stellung fortgesetzt bzw. abgeschlossen werden. 

Wird ein Dienstbeurteilungsverfahren bis Ende 1977 nicht ab

ge3chlossen, so gilt es als eingestellt und der Akt ist abzu

schließen. Die erste Maßnahme, die auf Grund des BDG gesetzt 

werden kann, ist demnach ein Leistungsfeststellungsverfahren für 

das Jahr 1977." 

Hiefür war mitbestimmend, daß gemäß § 46 Abs.4 Beamten�Dienst

rechtsgesetz der Bescheid der Dienstbehörde liber die Leistungs

feststeilung binnen drei Monaten nach Einlangen des Berichtes 

des Vorgesetzten bzw. des Antrages des Beamten auf Leistungs� 

feststellung zu erlassen ist. War ein Dienstbeurteilungsver

fahren bis 3l.Dezember 1977 noch nicht abgeschlossen, so hätte 

der Beamte seine Rechte dadurch wahren können, daß er schon im 

Jänner 1978 eine Leistungsfeststellung nach den Bestimmungen 

des Beamten-Dienstrechtsgesetzes beantragt. 

In seinen Beschllissen vom 31.M�rz 1978, Z1.369/78 und 370/78, 

folgt der Verwaltungsgerichtshof der im oben auszugsweise 

wiedergegebenen Rundsellreiben vertretenen Rechtsansicht nicht. 

GestUtzt auf das Verfassungsgerichtshoferkenntnis vom 3.Juli 1956, 

Sammlung Nr. 3054/1956, vertrat der Verwaltungsgerichtshof viel

mehr die Ansicht, daß in Dienstbeurteilungsangelegenheiten, die 

III-25 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 7 von 44

www.parlament.gv.at



- 8 -

das zeitbezogen,nämlich auf das jeweils vergangene Kalender

jahr abgestellte Beurteilungsrecht der Dienstpragmatik betref

fen, seit 1.Jänner 1978 der Instanzenzug beim zuständigen Bun

desminister endet. 

Nach den Bestimmungen der Dienstpragmatik bzw. der Lehrer

dienstpragmatik konnten gleichartige Dienstvergehen deshalb un

terschiedlich behandelt werden, weil für bestimmte Beamten

kategorien die Disziplinarkommission und die Disziplinarober

kommission und für andere Beamtenkategorien die Disziplinar

oberkommission und die oberste Disziplinarkommission zuständig 

waren. 

Durch die Bestimmungen des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 

wunde die unterschiedliche Behandlung der verschiedenen Beamten

kategorien beseitigt, die Zahl der Instanzen jedoch beibehalten. 

Zur überleitung der im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Beamten

Dienstrechtsgesetzes (das war der 1.Jänner 1978) anhängigen 

Disziplinarverfahren bestimmt § 138 Abs.l Beamten-Dienstrechts

gesetz folgendes: " (1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

§ §  51 bis 95 �nhängige Disziplinarverfahren sind von den nach 

diesem Bundesgesetz eingerichteten Disziplinarkommissionen auf 

Grund der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes fortzuführen. Da

bei sind die nach diesem Bundesgesetz eingerichteten Diszipli

narkommissionen zur Fortführung der bei den bisherigen Diszi

plinarkommissionen und Disziplinaroberkommissionen anhängigen 

_ Disziplinarverfahren, zur Entscheidung über Rechtsmittel gegen 

Disziplinarerkenntnisse, die vor dem Irikrafttreten dieses Bun

desgesetzes von den bisherigen Disziplinarkommissionen erlassen 

wurden, und zur Entscheidung über Beschwerden gegen Ordnungs

strafen zuständig. Die nach diesem Bundesgesetz eingerichtete 

Disziplinaroberkommission ist zur Fortführung der bei der 

bisherigen Obersten Disziplinarkommission· anhängigen Ver

fahren sowie zur Entscheidung über Rechtsmittel gegen. Diszi

plinarerkenntnisse, die von den bisherigen Disziplinaroberkom

missionen erlassen wurden, zuständig." 

In den Durchführungsbestimmungen des Bundeskanzleramtes vom 

.17.November 1977, GZ 920.140/8-II/l/77, zum 8.Abschnitt des 

Beamten--Dienstrechtsgesetzes betreffend Disziplinarrecht wird 

zu den übergangsbestimmungen des § 138 Beamten-Dienstrechtsgesetz 

folgendes ausgeführt: ."Es gilt der Grundsatz, daß auf alle im 
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Zeitpunkt des Inkrafttretens des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 

(bezüglich der Bestünmungen über das Disziplinarverfahren ist 

dies der 1.Jtinner 1978) anh�ngigen Verfahren bereits voll und 

g0-nz die Bestimmui1gen des Beamten-Dienstrechtsgesetzes anzu

wenden sind. Es sind daher die anh�ngigen Verfahren, in welchem 

Stadium sie auch immer sich befinden, nach den Bestimmungen des 

Beamten-Dienstrechtsgesetzes und von den nach dem Beamten-Dienst

rechtsgesetz eingerichteten Kommissionen fortzuführen. Damit 

wird verhindert, daß - unter Umst�nden noch geraume Zeit -

zwei wesentlich unterschiedliche Rechtssysteme nebeneinander 

gelten." 

Durch diese Bestimmungen sollte zum Ausdruck gebracht werden, 

daß die nach dem Beamten-Dienstrechtsgesetz eingerichteten 

Kommissionen die bis l.J�nner 1978 anh�ngigen VerfahreE fort

fUhren und beenden sollen. Nicht war jedoch daran gedacht, daß" 

wie dies im Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 24.Nbvember 1978, 

Zl.1967/68, zum Ausdruck kom�t, auch dann die beim Bundeskanzler

amt eingerichtete Disziplinaroberkorrmüssion zu entsc:neiden hat, 

wenn bereits eine im Instanzenzug ergangene Entscheidung der 

Disziplinarkommission vorliegt. 

Durcll die Rechtsprechung des Verwaltungs gerichtshofes wurden 

sowohl hinsichtlich der Fortsetzung und des Abschlusses der 

Dienstbeurteilungsverfahren nach der Dienstpragmatik (siehe die 

oben erw�hnten Besclllüsse vom 31.März 1978, Zl.369/78 und 370/78), 

als auch hinsichtlich der Fortführung von anhängigen Disziplinar

verfahren, (siehe das ebenfalls oben erwähnte Erkenntnis vom 

24.Ncvember 1978, Zl.1967/78) zwei durchaus gangbare Wege vor

gezeichnet. 

Da es sich um sehr wenige Verfahren gehandelt hat, die alle 

berei ts abges:hlossen wurden, und keine neuen Verfahren zu er

\-;arten sind, '.'lird sich eine l',npassung der Übergangsbestimmungen 

des Beamten-Dienstrechtsgesetzes an die Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtsllofes erübrigen. Dies vor allem auch deshalb, 

weil sowohl die Dienstbehörden als auch die Disziplinarober

kommission bei ähnlichen Verfahren der Rechtsansicht des Ver

waltungsgerichtshofes Rechnung tragen werden. 

5. Was die Äußerungen des Verwaltungsgerichtshofes unter 

Punkt II/B/7 des TMtigkeitsberichtes anlangt, die das Grunder-
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werbssteuergesetz betreffen, so bestehen hinsichtlich der 

vorgeschlagenen legistischen Maßnahmen grundsätzlich keine 

Bedenken. Wie der Verwaltungsgerichtshof zutreffend ausführt, 

.sind die im § 4 Abs.l leg.cit. enthaltenen Rechtsbegriffe 

"Arbeiterwohnstätte" und "Einfamilienhaus" im Gesetz qelbst 

nicht näher definiert. Es ist weiters richtig, daß bei der 

Abgrenzung der Steuerbefreiungstatbestände die Finanzverwaltung 

in Grenzfällen zugegebenermaßen mit Interpretationsschwierigkeiten 

konfrontiert ist. Bei der Beurteilung dieses Rechtsbereiches 

darf aber nicht vergessen werden, daß die in Rede stehenden 

grunderwerbsteuerlichen Vorschriften seit 1946 Bestandteil der 

österreich ischen Rechtsordnung sind und unzählige Male angewen

det wurden; sie gehören zum täglichen Gebrauch der Finanzver

waltung. Auch die bezügliche jahrzehntelange Rechtsprechung 

der Höchstgerichte hat wesentlich dazu beigetragen, daß deren 

inhaltliche Bedeutung weitestgehend geklärt ist, wodurch auch 

der Umfang allfälliger Zweifelsfragen sich immer mehr eingeengt 

hat, so daß die Erhebung der Abgabe heute im wesentlichen 

klaglos abläuft. Würde die derzeitige Regelung vom Gesetzgeber 

durch eine a�dere ersetzt werden, so würde diese, zumindest 

während einer übergangszeit, in der Praxis zu größeren Schwi-

rigkeiten führen, als es jetzt der Fall ist. .1 ... 

Gerade in diesem Bereich weisen die Lebenssachverhalte -

wie der Verfassungsgerichtshof im Erkenntnis vom 3.0ktober 1978, 

G 10/78, u.a. ausführt - mannigfache und in sich meis·t stufen

los veränderliche Elemente auf, deren Bedeutung es im gesamten 

Zusammenhang zu würdigen und abzuwägen gilt. Ob bei dieser 

Sachlage eine' derart scharf umrissene Regelung, wie sie dem 

Verwaltungsgerichtshof vorschwebt, aus rechtspolitischen Gründen 

wünschenswert ist oder ob nicht vergleichsweise unbestimmten 

Gesetzesbegriffen der Vorzug zu geben ist, welche den jeweiligen 

wechselnden wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen eher 

gerecht werden, wäre noch eingehend zu prüfen. 

Zur Anregung des Verwaltungsgerichtshofes, im Zuge der 

Neuregelung der Rechtsvorschriften über die Gemeinnützigkeit 

im Wohnungswesen auch die den Kleinwohnungsbau betreffenden 

Befreiungsvorschriften neu zu fassen, wird bemerkt, daß es für 

eine Berücksichtigung dieser Anregungen-bereits zu spät war und 

daß eine derartige Gesetzgebungsmethode die Auffindbarkeit der 

Rechtsv0rschriften erheblich erschweren würde, was letztlich 
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zu 

G. Zu dG� AusfGtrungen des Vcr�altunJsgerichlshofes Uber 

clus Fdmi 1 icnlas tenausg lcic:-:.s gesetz unter Pur,}: t I I /ß/ 8 dl�S 'rä tig

kei ts berichtes ist zu bemerken, daß die Ansicht des Verwaltungs
gerichtshofes, daß die bestehende Rechtslage in F�llen �ie den 
vom Vervral tungsgerichtshof d'J.fgezeigten, für die davon Be-

troffenen eine gewisse lljrte bedeutet, geteilt wird. Hinsicht

lich des i� d2m E rkenn tnis vom 2 7 . J änner 1978, Z1.2747/76, 

behan.cte1 ten Fal l es kann aber nich t un''2rw2hn t bleiben, daß j ede 

betragsm�ßige Grenze, bei deren Uberschreiten eine bestimmte 

BegUnstigung wegfällt, f0r die davon Bet r o f f enen eine Härte 

bedeutet, ganz gleich, wj.e hoch die betragsmjßige Grenze angese t zt 

wurde. Es wird aber eingehend geprUft werden, ob und inwieweit 

in den vore Verwaltungs gerichtshof aufgezeigten Fällen eine 

Änderung der 'Jesetzlichen Besti. mmun ge n angezeigt ist. 

Bei den erheblich behinderten Kinr.iern (ErkeDJ!iltnis vom 

27.J�nner 1978, Zl.2747/1976) ergibt sich dabei das Problem, 

daß durch eine Ausnahme von der d e rze i ti g e n Regelung, wonach 

bein: Bezug von bestimmten Einkünften durch das Kind , s ofe rn 

diese EinkUnfte eine bes timmte - einhoi tlich '2 - Betragsgr·enze 

(dzt.1 500 S mo�atlich) liberstej.ge�, kein Anspruch auf Familienbei

hilfe mehr besteht, e i ne sachlich nicht g�rechtfertigte un ter

schi edliche Behandlung der Eltern behinderter Kinder gegenüber 

den Eltern nidlt behinder!::.<.::r Kinder eint r e ten könnte. 

Die Härte, die sich in Fällen wie in den vom Ven'lal tungs 

gerichtshof in se i nern Erk(�nntnis vom 12.Mai 1978, 21.1382/77, 

behandelten Fall ergibt, wurde vorers t durch eine erlaßmäßige 
Regel.ung beseitigt; nach dieser Re gelun g haben die Finanzämter 

die Zeit nach Ablegung der Reifeprüfung bis zum Beginn des 

IIochschulstudiums, wenn mit dies em zum frühest möglichen 

Zeitpunkt begonnen wird, als Berufsausbildungszeit zu be

trachten, so daß - bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen -

während dieser Zeit keine Unterbrechung i.m Bezug der Pamilien

beihilfe eintritt. 
1. Gi: tober 1979 

Der Bundeskanzler: 
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EGr.III 
G.�l.St. 
9--
9 
9 
9 
9 +) 10 
10 
. .  I I 
11 
12 
,2 
13 
13 
14 

14 

15 
15 
16 
16 
-,6 
16 

. 1 6 + D2\Z  
16 + mz 
16 + lJ!\J; . 
16 + D:-.z 
16 + Cc'\Z 
16 + I1\Z 

GegenUberstellung der Bezüge eines Hofrates des Verwaltungsgerichtshofes jenen 
eines Beamten der VGr.A der Allge,Tcinen Verwaltung, D1\1. VII 1...U1d D:\1. VIII 

(ohne Beriic.1<sichtigung der VI, gcrrä3 § 30a Abs . 1 Z.3 GG 1956) 

Beilage 
-----, c� � 

----

Hofrat des Venllill tllrlCJscrcYichtshof2S Eco.:ntcr Ger VGr. A cer Allgß'T'Cinen Verwalhmq 
Gehalt VCl:VlcnclungszulilCje SUlril.; Lebensjahr DKl. C,eI1illt VDZ durchsclL'1ittliche S;'B1:'C 

23.592 
23.')92 
23.592 
23.592 
2J.592 
26.3:16 
2b.J36 
29.070 
29.070 
32.300 
32.2co 
36.295 
3().295 
37. c194 
37.'194 
39.u88 
39.('88 
40.300 
40.300 
40.300 
40.300 
41.610 
41.610 
41.610 
41.610 
41.610 
41.610 

g0:11. § 68.'l RCG 
6.633 
6.633 
6.633 
6.633 
6.633 
6.G33 
6.633 
6.633 
6.633 
6.633 
6.633 
7.960 

/.960 
7.%0 
7.%0 
7.960 

7.960 
7.960 
7.960 
7.%0 
7.%0 
7.960 
7.960 
7.960 
7.960 
7.960 
7.960 

,-;=-__ -=;;--___ �CCC�'0::;-, :;.' S;..:t:,.:.. ___ --;;-; Verv.:cndL:llcszulaqe 
30.225 39 VlI/, 18.000 1.124 3.8j5�=:':";"::;"-'-;2""'2"--.-"9-r6-:<'7 � 
30.225 
30.225 

30.225 
30.22 5  
32 .969 
32.969 
35.703 
35.703 
38.933 
38.933. 
4'1.255 
44.255 
45.454 
45.454 

47.0·18 
47.048 
48.260 
48.2Go· 

48.260 
48.260 

49.570 

49. 570 
49.570 
49.57q 
49.570 
49.570 

40 

41 
42 
43 
44 
45 

46 
47 
48 
49 
50 
51 

52 
53 
54 
55 
56 

57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 

\TII/2 18.623 1.124 3.835 23.582 
VII/2 18.623 1.124 3.835 23.582 
'VII/3 ++) 19.234 1.124 3.835 24.193 
VIII/1 24.626 1.124 3.714 29.':64 
VIII/1 24.626 1.124 3.7 1 4 29.464 
VIII/2 25.973 1.124 4.402 31.499 
\�II/2 25.973 1.124 4.402 31.499 
VIII/3 27.321 1.124 5.090 33.535 
VIII/3 27.321 1.124 5.090 33.535 
VIII/4 29.357 ·1.124 5.090 35.571 

VIII/4 29.357 1.124 5.090 35.571 
,VIII/5 31.391 1.124 5.090 37.605 

�II/S 31.391 1.124 5.090 37,[05 
VIII/6 33.427 1.124 5.090 39.641 
V[II/6 33.427 1.124 5.090 39.641 

VIII/7 35.463 1.124 
VIII/7 35.463 1.124 

VIII/8 37.497 1.124 

VIIl/8 3"1.497 1.124 

'IIIlIS 37.497 1.124 
VIIT/8 37.497 1.124 
�II/8 + DAZ 40.548 1.124 
VIII/8+DAZ 40.548 1.124 
�II/8 + DAZ 40.548 1 . 124 
VIII/8 + DAZ 40.548 1.124 
VIII/8 + U�Z 40 . 548 1.124 

5.090 
5.090 
5.090 

5.090 

5.090 

5.090 

5.090 

5.090 
5.090 

5.090 
5.090 

41.677 
41.677 
43.711 
43.711 

43.711 
43.711 
46.762 
46.762 
46.762 
46.762 
46.762 � 

+) D_�e Gehaltsstufe 10 kann erst nach einer Dienstzeit 
von 18 + 4 ( = 22) Jahren erreic.'1t werden (4 Jahre 
Ri.dl�rarr.tsu!1·."ä..rter, 18 Jahre Ridlter). 

++) Di.e Gehaltsstufe 1 der Dienstklasse VIII kann frühestens 
mit 21 Dienstja,lrren erreicht werden. 

I'---
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EGr.III 
, Geh.St. 

9 
9 
9 
9 
9 +) 10 
10 
11 
11 
12 
12 
13 
13 
14 . 14 
15 
15 
16 
16 
16 
16 

·16 -:- D.?>..Z 
16 + DAZ 
16 + D.�.z 
"16 + 11-'2 
16 + D:'\Z 
16 + [J,.\.z 

,I. 

GegenUberstellung der Bezüge eines Hofrates des Verwaltungsgerichtshofes jenen 
eines Bcamten der VGr.A der Allge.'Teinen Verwaltung, DKl.VII und DK1.VIII 

(mit. Berücksichtigung der VZ gerräß § 30a Abs.l Z.3 GG 1956) 

!3.?.i.1arrc\ 2 

Hofrat des Verwaltungsqerichtshofes Be<lffiter der VGr.A der Allqcrrcincn Verw.:ütunq 
Gehalt Verwendungszurage�-SWi1[re -��riSjBh�DK1-:-� Gehalt---VDZ----VZ-gem.§ 30a Abs.1. Sum,!; 

23.592 
23.592 
23.592 
23.592 
23.592 
26.336 
26.336 
29.070 
29.070 
32.300 
32.300 
36.295 
36.295 
37.494 
37.494 
39.088 
39.088 
4 0.300 . 
40.300 
40.300 
110.300 
41.610 
41.610 
41. 610 
41.610 
41.610 
41.610 

gern.§ 68a RDG 
. 

' Geh . St; Z.3 er, 1956 (4 "B) 
6.633 30.225 39 VIIjl 18.008 1.124 6.136 . 25.2·63�� 
6.633 30.225 . 40 VIr/2 18.623 1.124 6.136 25.883 
6.633 30.225 . 41 VIIj2' ·18.623 1.124 6.136 25.883 
6.633 30.225 42 VIIj3 .

) 
19.234 1.124 6.136 26.494 

6.633 30.225 43 VIII/1++ 24.626 1.124 6.768 32.518 
6.633 32.969 44 VIIIj1 ' · 24 . 626 1.124 6.768 3.2.518 
6.633 32.969 '45 VIIIj2 25.973 1.124 7.456 34.553 
6.633 35.703 46 VIII/2 25.973 1.124 7.456 34.553 
6.633 35.703 47 VIIIj3 27.321 1.124 8�144 36.589 
6.633 38.933 48 VIII/3 27.321 1.124 8.144 36.58Q 
6.633 38.933, 49 VIII/4 29.357 "'.124 8.144 38.625 

7.960 44.255 50 VIII/4 29.357 1.124 8.144 38.625 

7.960 4-1.255· 5 1 . , •. VIIIj5 31.391 1.124 8.144 40.659 

7.960 45.454 52 ' VIII/5 31.391 1.124' 8.144 40.659 

7.960 45.454.. 53 VIIIj6 33.427 1.124 8.144 42.695 

7.960 47.0�8 54 VIIIjG 33.427 1.124 8.144 42.695 
7.960 47.0�8 55 VIIIj7 35.�63 1.124 8.144 44.731 

7.9Go 48.260 56 VIIIj7 35.463· 1.124 8.144 44.731 

7.960 48.260 57 ·"VIIIj8 37.497 ·1.124 8.144 46.765 

7.960 48.260 58 VIII/8·· 37.497 1.124 8.144 46.765 

7.960 48.260 59 VIIIj8 37.497 1.124 8.144 46.765 

7.960 49.570 60 VIII/8 37.497 :' 1.124 8.144 46.765 

7.960 49.570 61 VIII/8 + DAZ 40.548 ' 1.124 8.144 . 49.816 

7.960 49.570 62 VIII/8 + DAZ 40.548 1.124 8.144 49.816 

7.960 49.570 63 VIII/8 + DAZ 40.548 1.124 8.144 49.81� 
7.960 49.570 64 VIIIj8 + DAZ 40.548 1.124 8.144 49.810 

7.960 49.570 65 VIII/8 + DAZ 40.548 1.124 8.144 49.816 ',. 

+) Die Gehaltsstufe 10 kann erst nach einer Dienstzeit 
von 18 + 4 ( = 22) Jahren erreicht werden (4 Jahre 
Richteramtsanwärter , 1 8  Jalu'e Richter). 

++) Die Gehaltsstufe ., der Dienstklasse VIII kann frühestens 
mit 21 Dienstjahren erreicht werden. 
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Verwaltungsgerichtshof 
R5l. 9/79_ - Jt . 

Tätigkeitsbericht des Ve�waltungsgerichtshofe� 

für das Jahr 1 9 7 8 

Die Vollversammlung des Venvaltungsgerichtshofes hat in 

ihrer Sitzung am 1 4. Februar 197 9 Sp-ITläß § 20 im Zusa.I1"menhalt 

mit § 10 Abs. 2 lit. d VwGG 1965 folgenden 

B e r i c h  t 

über seine Tätigkeit im Jahre 1978 

beschlossen: 

PRÄAMBEL: 

Der Verwal·tungsgerichtshof erstattet angesichts der stän

dig zunehmenden Beschwerdezahlen, der keine Vermehrung der 

Richterplanstellen gegenübersteht und angesichts der durch 

verschiedene Ursachen hervorgerufenen Schwierigkeiten bei der 

Gewinnung g eeigneter Bewerber den Tätigkeitsbericht über das 

Jahr 1978 in einer 'i1On der 'bisherigen Form abweichenden Gestalt, 

und zwar in zwei voneinander getrennten Teilen. Dies soll die 

Bedeutung insbesondere der im Teil I des Berichtes al� beson

ders dringender Maßnahmen bedürftiger vlahrnehmungen und daraus 

ge zog el1.er Folgerungen unterstreichen. 

I. 

1. Die Notwendiqkei t der Vermeh:cuna des richterlichen , 

Personals des Verwaltungsqe��chtshofes 

Auch im Gerichtsjahr bet rug die Zahl der dem Verwaltungs

gerichtshof laut Bundesvoranschlag zugewiesenen richter lichen 

Planstellen (Art. 13 4 Abs. 2 B-VG) weiterhi n nur L12. Diese 

Zahl besteh t unverändert seit 1. �änner 1976 und wurde fOr 

diesen Zeitpunkt un ter Zugrundelegung der letzten dmnals schon 
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zur Gänz e bekannten Anfalls z iffern , nämlich jener des Kalender

jahres 1 9 7 4 ,  als uner läßlich notwendig anerkannt und dement

sprech end f es tg es et z t . Der gesamte Bes ch werdeneinlau f hatte 

im Kalenderjahr 19 74 2 3 48 Stück betragen, im Kalenderjahr 1 9 7 5  

lag er mit 2 3 5 6  S tück mlr unwes entlich höher. Im Berichts jahr 

( 1 9 7 8 )  sind - wie der zu Pkt .  3 darges tellten S tatistik zu ent

nehmen is t - beim Verwaltungsgerichtsho f 3 5 35 Beschwerdefälle 

neu anhängig gemacht worden, was geg enüber dem für die Zuwei

sung richterlicher Planstellen maßgebend gewes enen Neuanfall 

1 9 74 eine S teigerung von 1 1 8 7 Fällen oder um 50, 5 5  % bedeutet. 

S chon im Kalenderjahr 1 9 7 7  war der Beschwerdeneinlauf auf 2 8 68 

und damit - geg enüber 1 9 74 - um 5 20 Fälle oder 2 2, 1 5 % anges tie

g en gewes en, ohne daß eine entsprechende Vermehrung des richter

lichen Per sonals des Verwaltu ng sgerichtshofes vorgenommen worden 

wäre. 

Der Verwaltung sgerichtshof hat s ich angesichts der ang e

s pannten Finanz lage des Staates und in Anbetracht der in den 

verg angenen Jahren für fas t  alle Ber eiche der Vollz iehung linear 

vorg enommenen S enkung der Zahl der P lanstellen du rch das jet .. vei

lige Bundes f inanzges et z  in Hinsicht einer Forderung auf Vermeh

ru ng des richt erlichen P er sonals Zurückhaltu ng auf erlegt. Das 

hatte allerding s  - wie nicht anders zu erwarten war - zur Folge, 

daß die Zahl der unerledigt gebliebenen Fälle von 1 2 3 8  am 

3 1 . Dez ember 1 9 74 auf bereits 2 0 5 3  am 3 1 . Dez ember 1 9 7 7  ange

s tieg en war. 

Obwohl im Berichtsjahr 1 9 7 8  wegen der durch mehr als drei 

Monate s eit Er stattung eines Bes et zungs vorsch la ges de� Vollver

s ammlung ver z ög erten Nachbesetzung eines durch den Tod eines 

Mitgliedes fr eig ewordenen Richterpostens z eitweis e nur 3 1  an-

. stelle der sons t 3 2  Beric hter zur Verfügung standen, wurde un

t er äußerster Anspannung aller Kräf te - häu fig unter Hintans et

zu ng privater, f amiliärer und g esu ndheit licher Interes s en vieler 

Mitglieder des Gerichtshof es - eine geg enüber 1 9 7 7  um 2 75 höh er e  

Erledigung s z iffer er zielt. Trotzdem konnte wegen des Anstei

g ens des Bes chwerdenanfalles um 6 6 7 Fälle ein weiteres Anstei

g en der unerledigt verbliebenen Fälle au f nunmehr 25 5 9  per 

3 1 . Dez ember 1 9 7 8  nicht verhindert werden. Daß auc h  im Bericht s -

' .. 

�'. 
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j ahr noch 80 % der angefal lenen Sachen innerhal b ei ner Zei t 

bi s zu höchstens einern Jahr er l edig t  werden k onnten, ist nur 

noch auf den rest losen und s el bstlosen Einsat z der Richt er des 

Verwal tungsgericht shofes zurückzuführ en. 

Es i st aber - wie dies die wiedergeg ebenen Z if f ern i n  

u nwiderl egbarer Weise dartun - nunmehr eine Situation einge

t ret en, die es g anz unerl äß l i ch erscheinen läß t ,  durch eheste, 

dem Ausmaß nach der Anfal l sst eigerung seit 1 97 4 / 7 5  adäquate 

Maßnahmen auf dem Gebiete der Zuweisung der erf orderl ichen 

Richterposten an den Verwaltungsg ericht shof s icherzustel l en, 

d aß di eser Geri chtshof die ihm von der Bundesverfassung über

trage ne Funktion der Rechtskontrol l e  und des Rechtsschut z es 

weit er so ef fektiv ausüben kann,  wie es dem Wort l au t  und dem 

Geist der Bundesverfassung e ntspricht. 

Der Verwal tungsgericht shof ist sich de ss en b evmßt,  d aß 

es die angespannte budgetäre Situat ion des Bundes k aum erl aubt , 

das richterl iche Personal des Geri_ch tshofes iIn Ver hält nis der 

ei ngetretenen Anf al l ssteigerung in einern Z ug um 5 0 , 5 5 % ( das 

wäre um 5 Senats präsident en und 1 6  Hofräte) z u  erhöhen. Dieses 

Ziel wird sicher nur stuf enweise erreicht werden kannen, muß 

aber als richtunggebend in. Auge behalt en Herden, damit der 

Verwaltungsgerichtshof den Rechts sc hu t z  wirksam garantiert, 

wozu die Erledigung innerhalb mögl ichst kurz er Fri s t  ebenso 

g ehört , wie die j uri st i sche Qual it ät der Erled igung . 

Da die in den l etzt en drei Jahren unterbl i ebene, der Ent

wicklung des Beschwerdenanfal l es entsprechende u nd desllal b  

auch gebotene Zuweisung richterlicher P lanstel l en nicht so

g l eich ganz aufgeholt wero en k ann, i st es ums o  wich tiger, in 

di eser Richtung dringendst notwendige Tei lm aß nahm en ehestens 

und j edenf alls ei nen ersten Schrit t noch während des K alend er

j ahres 1 97 �- den z weit en ,  vorau s ges etz � einen unv er�ndert en G e

s chäf t sanfal l ,  aber spätesten s  mit 1 .  Jänner 19 8 0 ,. ;  z u  tun . Um 
zu verhi ndern, daß die Z ahl der h i e r  une rled igten F älle we i te r  
stei l anst eigt und damit auch ein im.rner g rö ß e rer T e il d ie s er 

F älle nicht einmal mehr i nnerhalb ei ne s Jahres erl ed igt werden 
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kann , wäre a l s  so,Eort zu s et z ende Minimalmaßnarune die Zuwei

sung von richterlichen P l ans tel l en eines S enatspräsidenten 

und von vier Hofräten �nd, vorausqes et zt einen unveränderten 

Geschäf ts anf al l ,  zum 1 .  Jänner 1 9 80 die Zuweisung weiterer 

richterlicher P l ans tel l en von nochma l s  einem S enatspräs identen 

und von nochmal s  vier Hof r äte�
·unabding l ich . Damit wäre g egen

über 1 .  J änner 1 9 7 6  eine Vermeh rung des richter lichen P er s onal s  

des Verwal tung sgerichtshofes von insges amt ohnehin nur 1 2  % 

( 2 3 , 8  % )  g eg enüber der eingetretenen Anfal l s steigerung- von 

50 , 5 5 % wenig s tens per 1 .  J änner 1 9 80 er z iel t . 

Die Verwirklic hung dies er Forderung erweis t sich umso 

dring l icher l a I s  zufolge der bisher unterb liebenen P ersonal

vermehrung und dem wie eben darg estel lten b eträchtlich ges tie

genen Beschwerdeneinlauf d er Arbeitsanf a l l  b eim Verwal tu ng s 

gerichtshof das Maß der Belastbar keit seiner ' Mitglied er b e

r eits über schritten hat. 

Um dies es A.nliegen zu verwirkl ichen und dami t die Effizienz 

des verfas sunq sges etz lich vorges ehenen Rechtsschut z es nicht in 

Frage zu s tel l en, darf der Verwal tu ngsgerichtsho f  erwarten, daß 

die Bund es r egierung mit der Leitung des Verwal tungsgerichtsho fes 

so rasch wie mög lich in Beratungen über die Verwirklichu ng die

s es Etappenprogrammes eintritt . 

2 .  Die Gef ährdung der Verwaltungsgerichtsbarkeit durch 
'
P ersona l ergänzunqsprob l eme 

Der Verwaltungsgerichtsho f  hat im Bericht s z eitraum wahr

genommen, daß die Zah l  geeigneter Bewerber mit der Bef ähigung 

� Dienst in d er a l lg emeinen staatlichen Verwaltung oder mit 

der Bef ähigung zum höheren Finanzdiens t ,  die eine P lanstel l e  

a l s  Richter beim Verwal tung sgerichtshof ans treben ,  weiter i n  

au f fäl liger Wei s e  abnimmt. S o  war der Verwaltung sg erichtshof im 

Jahre 1 9 7 8  nicht in die Lag e  verset z t ,  für die durch das Au s 

scheiden des S enatspräsidenten des Verwa l tung sgerichtsho f es 

Dr . A. SCHMELZ freig ewordene P lans tel l e  der S tandesg ruppe 5 

der Bundes regierung einen aus sch ließlich aus dam Diens t in der 

al lg emeinen staatlichen Verwaltung befähig t en Bewerbern zusarn-
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meng e s e t z ten D r e i ervo r s ch l ag zu e r s ta tten . D i e s  i n  H ins i cht dar

au f , daß e ine ent s pr echend e , i n  annähe rnd der g le i c h e n  We i s e  

den g e s t e l l te n  An forderungen g e nügend e  An z ah l  von B ewerbern au s 

d i e s e r  Kateg o r i e  s i c h  n i cht ang ebot e n  hatte . 

D a r i n  i s t  e i ne unm i t t e lbar e F o l g e  d e s  F e h l s c h l a g e n s  d e r  

j ah r e l angen B emühun g e n  d e s  V e rw a l tung s g e r icht shof e s  um g r ö ße r e  

w i rt s ch af t l i ch e  Attr a k t i v i t ä t  s e iner Ric h terpos ten z u  erkenne n . 

Nach d e n  vom Verwal tung s g e r ichtshof s chon vorhe r , i n s b e son

dere a"uch im B e r i cht s j ahr g e s amme l ten E r f ahrungen wären a n  s ic h  

ge n üg e nd g ee ig n e t e  P e r s onen vorh anden , d i e  I n ter e s s e  a n  d e n  vom 

Verwal t.ung sg e r i ch t shof j ewe i l s  au sg e sc h r i ebe nen P l an s t e l l e n  

e i ne s Rat e s  d e s  Verw a l tung sge r i ch t s ho f e s  h ä t te n , der Mang e l  

l ie g t , w i e  deu t l i ch z u  e r k ennen i s t , a n  der f eh l enden Attrakt i 

v i t ät d e r  wirt s ch af t l i chen Verhä l tni s s e , d i e  ffi i t  e i n e r  s o l ch e n  

S te l l e  verbunden s ind , i n s b e s ondere abe r  i n  d e r  b e s o ldun g s r e c h t 

l i c he n  S t e l lung , d i e  m i t  d e r  au s g e schr i ebenen P l an s te l l e e r 

langt wird . Da z u  ko�nt , d a ß  i m  B e r i c ht s j ahr d e r  Grund s t e i n  für 

j en e  Neuordnung der R i chterb e s o ldung g e l e g t  worden i s t , d i e , 

\.:i e  d er nunmehr vorl i eg ende E n twu r f  e in e r  3 4 . G e h a l  t s g e s e t z 

Nov e l l e  erkennen l äß t , e i ne we i t er e  B e e i n tr ächtigung d e r  An z i e

hungskr a f -t d e s  R i ch t e r a."'TIt_es be im V e rw a l tung s g e r i c h t s h o f  z ur 

Folge habe n  s o l l . D arnach wird d e r  An f ang sbe zug e i n e s  nach d e r · 

g e p l anten Neu r eg e lung i n  d e n  G e r i c htsho f e in t r etend e n  Ho f r a t e s  

d e s  Verwa l tung s g er i ch t sho fe s  b e t rächt l ic h  ( etwa S 2 . 700 , -- )  u n 

ter dem e i n e s  H o f r a t e s  i n  der Verwa l tung und d e r  Endbe z ug e i n e s  

S enatspr ä s id e n t e n  d e s  Venva l t.ung s g e r i c h t s ho f e s  um nu r w e n i g e s  

über d e� e ines Ho f r a t e s  der D ie n s tk l a s s e  VI I I  l i egen . 

D i e s  s te l l t  e i n e  g l e i c h erm a ß en u n e r k l ä r l i che wi e ung e

r e c h t f e r t i g t e  D i s k r im i n i erung der nach der g e p l a nt e n  Neureg e 

lung in d e n  G er i ch t s h o f  e in t r e t enden Ri chter d e s  Verwa l tung s 

g e r i c h t s ho f e s  g e g enüber d en V e rwa l tungs beamt e n  und - g emes s en 

an der s ta a t s r e c ht l i ch en S te l lung und B ed eutu ng d i e s e s  Höch s t 

g e r i ch t e s  - auc h  g eg enüb e r  d e n  R i c htem d e r  E i ngang s g e r i c h t e  d ar . 

Au f d i e s em �'leg vlird d e r  v e r f a s sung s r ech t l i. d1 r e l evante Zu zug 

hochqu a l i f i z i e r ter B ewerber Z l D� Verwa l tu ng s g e r i c h t s hof zum Ve r 

s i eg· e n  g" ebr a.cht we rden . 
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Hier besteht eine weitere nahel i eg ende G efahr , daß di e 

Eff i z ienz der Verwaltungsgerichtsbarkei t  unterlau fen und di e 

Garantie des S echsten Hauptstückes des Bundes -Verfassung s 

g es etzes , die S icheru ng der Ges etzmäßigkeit der ö f f entl i chen 

Verwal tung , in Frage g es tel l t  wir d .  

D em  Ver wa ltu ngs ger ichtshof obl i egt es , darau f h inzu weis en ,  

daß Maßnahmen dieser Art , unbes chadet ihres rechtspo l iti schen 

Z weckes , geeignet s ein können, di e Funktion der rechts s taatl i ch en 

Ver fas sung zu b eeinträchtigen . 

3 .  Stat i s t i sche Uber s i cht 

D ie Zah l der im Jahr e  1 9 7 8  eing ebrachten Bes ch werden u nd 

Anträge au f Zuerk ennung der auf schi eb enden Wirkung b etrug ' 3 5 3 5  

g eg enüber 2 8 6 8  im Jahr e  1 9 7 7  und 2 9 8 1  im Jahr e 1 9 7 6 . Im g l eichen 

Z eitraum wur den 3 0 2 9  derart ig e  Recht s s achen erl edigt . Der An

f a l l  von Beschwerden und Anträgen auf Zu erkennung der au f s c h i e

b enden Wirkung i s t  geg enüber dem Jahr 1 9 7 7  um 6 6 7 und g eg en

über dem Jahre 1 9 7 6  um 5 5 4  Fäl le g es t i egen • . I n  1 9 2 Bes ch werde

fäl l en wurde eine mündl iche Verhandlung durchgeführt. 

Im Berichtsjahr fanden weiter 1 5  S it zungen ver s tärkter 

S enate s tatt ; 9 Vol lver s ammlungen �lrden abgehalten .  An den 

Verfas sung sg er i chtshof �mr den 4 9  Anträg e  au f Au fhebung von 

Ges et z es s tel len wegen Verfa s sung s wi drigkei t  u nd 6 Antr äge auf 

Aufhebung von Verordnungs stel l en weg en Ges et z es wi dr�gkei t 

g es t el l t . 

Wie den b ei l i eg enden s ta.ti s tis chen Unter lag en entnommen 

werden kann ,  wur den im Bericht s j ahr 4 1  % der b e� Verwal tung s 

g erichtshof ang efochtenen Ver wa l tung s akte aufgehoben . Die Er

weiterung der S tati s t ik geg enüb er dem Vor j ahr g ib t  auch di e 

Mög l i chkei t der Uberprüfung , in welchen Verwal tung sb er eichen. 

d i e  Z ahl der Aufhebungen größer i s t  a l s  der Durchschnit t . Al

l erdings wäre es unzutreff end daraus abzu l ei ten , daß di e Höhe 

des P ro z ent satzes der authebenden Erkenntnis s e  immer von der 

Qua l ität der Arb eit der Verwal tung sbehör den abh inge. 
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I I . 

Unterab s chn i t t  A - - - _ -.. _ - - - - - - - - -- -

1 .  Be s orqung der Ju s ti z ve:t::'wa 1 tunQs ange l e9'enhe i  t e n  

D i e  Vo l lve r s a:llm lung h a t  i n  ihren T ä t i gke i ts b e r i c h t e n  s e i t  

dem Jc>.n.r e  1 9 7 2  d i e  verf a s s ung s g e s e t z l i chen Normen d e s S ec h s t e n  

Hffil p t s tückes d e r  Bund esver f a s s ung , d i e  den Verwaltung sg e r icht s h o f  

e b e n s o  w i e  d e n  Ver f a s s ung s ge r i chts ho f a l s  f ü r  Bund und Länd e r  

g eme i n s ame üb8r d i e s e n  s t ehende E in r i ch tu n g e n  g ew i s s e.rma ß e n  a l s  

K l a...'u;ne r  zw :L E: chen Bund und Länder ko n s tru i er en , z um An l a ß  g enom

me n /  um darau f au fme r k s am z u  machen , d a ß  d i e  Normen e i n f achg e 

s e t z l i ch2r S tu f e  lib er d i. e  Bes orgung d e r  Ju s t i zv e nva l tung s angs

l eg e nhe i ten des Verwa l tung s g e r i c h t s ho f e s  t e i l s  n i ch t  e n t s prechen , 

te i l s  unkl ar g e f a ß t  s i nd . S i e hat d aher angereg t ,  d a ß  der Vcr
fas sung s r e c h t s l ag e  b e i  vo l l er Wa hrung d e r  den v e r f a s s u ng s ge s e t z 

lichen ober s ten Org anen d e r  Verwa l tung ( Art . 1 9  B-VG ) e i nge

räumt.en be sonderen Be"[u g11 i s  i n  d2!l par l amentar i sche n B er a tun-

gen durch ent s p r e chende G e s et i e s in i t i a t iv e n  Rechnung getrag e n  

werden s o l l t c� .  Im Tät igke i t sber i c h t f ü r  d a s  .. i ahr 1 9 7 5  g a b  d i e 

Vo l lversfu"TIl1l lung in d e r  AnJ ag e B ihr e Vor s ·t e l lung en üb er d i e  E r 

gän zungen u n d  Ab änderlngen d e s  Bund e s -Ve r f as sungsg e s e tz e s , s ow e i t  

d e r  Ve:i:."wa l tung s g e r icht sho f  in B e tr a cht kommt , b ekannt . H i ezu 

nahm der Bund e skan z l e r  anl ä ß l i c h  d e r  V o r l a g e  d i e s e s T ä t ig ke i t s 

beri cht.e s a n  d e n  Nat i on a l rat. m i t  S ch r e ib en vom 7 .  D e z emb er 1 97 6  I 

Z l .  6 0 1  4 5 9 / 1 2 /VI / 1 / 7 6 , au s fUh r l i e h  S te l lung . 
Im Z u s a.111me nh ang m i t  der V o r l ag-e des 'I' ä t igk e i  t s b e r  i chte s  d e s  

Verrl'la l "tung s g er i cht sho f e s  für d a s  Jahr 197 7  a n  d e n  N a t io n a l r a t  

er'llä.hn te d e r  Bunde s k a n z l e r  i n  s e inem S c h r e i b e n  vorn 1 9 . S eptem

ber 1 9 7 8 , Z 1 .  6 0 1  4 5 9 / 1 1-VI / 1/ 7 8 , d a ß  d i e  h i e r  behand e l t e  

Prob l ema tik 7: u l e t z t  2.n l ä. ß : i ch d e r  p a r l amentar i s chen Eeh and lung 

d e s  T ätigk e it s be r i ch te s fGr d a s  Jahr 1 9 7 6  au s f Uh r l ich s t  d i s 

k uti ert vmrde und d a ß  vom S t e.ncDunkt d e s  Bunde s kan z l e r s  n i c h t s  

Neue s z u  d i e s em Them a b e i. z u t r ag c�n s e i . 
D i e s e r  S achverha l t  g i b t  Anl aß , n o chm a l s  d i e  s chon im Tätig-

'K.:-, � t f-,· b e· �' ]· ( ":ht. 1 9 "7 ') (,f 0 :; ' l .n" ,? ·L" J-\,0. u,.... (·l ," '� l' t '  ' '' ' ]  t - f -.... J.. - - - - - - . .  4. J - '-" - '''" . .d • •  � e  -n e r  Wl f':: (l C r' no . . .. e üU :t a s. S UI1 9" 
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zu bekrä ftigen , da ß d em Verwaltungsger ichtshof in g le iche r 

We is e wie dem Verfassungsgerichtshof im S echsten Haup ts tück 

der Bundesverfas sung eine besondere verfas sungsrecht l iche 

S te l lung als Klammern zwi schen Bund und Ländern eingeräumt 

wurde , die diese E inr ichtung en ebenso wie den Rechnungshof 

von al len anderen E inr ichtungen des Bundes ,  die der Vo l l z ie 

hung dienen , untersc teidet . 

D i e  Vol lver s �\lung i s t  der Auffas sung , daß d i e  der z ei

tige e infachgeset z l iche Rege lung betref fend d i e  Ju s t i zverwal

tung des Verwal tung sgerichtshofes , ebenso wie die des Verfas

sungsger i chtshofes , dieser Verfas su�gsrechts l age n icht g erecht 

wird . Die.se Rege lung stammt im wesentl ichen au s dem Jahre 1 9 30 . 

Auch durch das Bundesministeri engesetz wurde diese  e i n fachge

s etz l i che Rechts l age nicht eindeutig im S inne der Verfas su ng s 

rechts lage g eklärt . § 1 8  d e s  derzeit geltenden Verwaltungs

ger ichtshofgesetzes mu ß hiefür als eine nicht h inre i chende 

Regelung angesehen werden , wa s ebenso für § 1 3  VerfGG zu 

gelten hätte . 

2 .  pie Au swirkung der geplant.en Entlastung des Verfas sungs

ger ichtshofes auf den Verwa ltungsgerichtsho� 

Durch das Bundesverfas sungsges etz vom 1 5 . Mai 1 9 7 5 , BGBl . 

Nr . 302 , mit dem u .  ü .  die Art . 8 9 , 1 3 9 ,  1 40 und 1 4 4 B-VG 

eine · Ändert.;,ng erfahren haben , die den Rechts schut z in verschie

dener H ins icht erwe itert , i s t  e ine erheb l iche Mehrb eiastung 

des Verfassung sgerichtshofes e ingetret en . Dadurch i s t  e ine 

auch vom Verwaltung sgerichtshof als notwendig anerk a.nnte Ent

lastung des Ver fas sung sgerichtshofes aktu e l l  geworden . D i es er 

Entlastung sol lten d i e  im Bericht s j ahr von der Bundesregierung 

im Nationalrat ei!1gebrachten Reg ierungsvor�a.gen dienen , mit 

denen das Bund e s -Verf a s sungsgesetz , das Verfas sungsgerichts

hofgesetz und d a s  Verwaltungsg er ichtshofgesetz nove l l iert wer

den sollen ( 8 2 7 , 8 2 5  und 8 2 3 der Beilagen zu den s tenog raphi� 

sehen Protokol len d e s  Nationalrates , XIV . GP . ) .  Diese Wirkung 

sol l te vor a l lem durch eine E l iminierung des Absat z e s  2 des 
Art .  1 4 4 B-VG und damit integral verbundene Nove l l i erungen d e s  
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Ve r f a s s u ng s g e r i. c h t sh o f g e s e t z e s  und d e s  Ve n/ a l  tung s g e r i c h t �� ho f 

g e s e t z e s  e. r re i c h t  we rd e n " D e r  Venva l tung s g e r i c h tshQf h at im 
B egutachtu ng sve r f ahren ( Sc h r e i b e n  d e s  P r ä s iden ten vom 1 6 .  Jän
ner 1 9 7 8 , Präs 1 7 1 0- 1 7 7 9 / 7 7  an d en Bund e s k a n z l e r ) neue r l i ch 

unter H inwe i s  au f d i e  g rund leg ende ÄUßerung vom 2 8 . Oktober 1 9 7 7 , 
Pr ä s  1 7 1 0- 1 3 5 0/ 7 7 , r ec h t s po l i t i sch e B ed enken geg en den Entwurf 
vorgebr ach t ,  d i e  üb r ig e n s auch von ander en begutach t e nd e n  S t e l 

len g e te i l  t wurd en , und wiederho l t: d i e  p.nsicht ge;;'uBert , daß ejne wirk
same F.;·l t l a s t u ng d e s  Ver f as sung s g e r icl"ltsho f e s  s o lcher Ar t n i ch t  

er z i e l t  werden kann . E:c verwi e s  au f d i e  v o n  ihm Ende 1 9 7 7  e r s ta t 

teten Vor s c:h l äg e ,  w i e  rechtspo l i  t i s c h  b ec1 c�k l .i. c h e  Lö sungen V 2 r 

mi ed. en ,  aber e in e  wirks a'11e En t l a s tung c e s  Verfas st:nCJ s g e r ic h t s �

hof e s  doch e r z i e l t  werden könn t e . 

Am End e d e s  B e r i ch t s j z.i.lre s  s i nd wi ed er U b e r l egungen i n  

Gan9 gekor:1men. , wi. e  unter Verme i d Lmg d e r  vom Verwal tU119sge
r ichtshof und and eren b e gu tach tend e n  S t e l l e n au f g e z e ig t. e n  N a c h 

t e i l e  e ine w i rks a.rrle E n t l a s tung d e s  Ver f a s s u'1g s g e r ichtsho f e s  e r 

z i e l  t �"erde n  könn·te < Es ble ib t. z u  h o f f 8 n  .. daß d i e s e  U b er l egungen 

mög l ichs t bald zu de'Il a l l s e i  t s  e r s t rebt e n  Z ie l  f'�hr en "I"lerden . 

3 .  2'.w��st�atLl.clte K.2!!.tak�e m i t  dem Verwa. l tunq s.:rer ichtsl1o f  

ähn l i ch en E i nr ichtu.nqen des Au s l and e s  

Im Bericht s j  a.hr Hurden d i e im T ä t i g k e i tsb e r i c h t  f ü r' d a s  
Jahr 1 9 7 7  ang ek Und i g t e: n  Kont.:ak t.:e zwi s chen d em  B unde s v e r",al tung s 

g e r i c h t  d er ERD , d em  S c rprle i z er i s che:1 Bund e sg er i cht. und dern 
ös terr . Verwaltung s g er i c h t s hof inso fern fortgef illl rt , a l s  au s 
An l a ß  d e s  2 5 j  ähr igen B e s tand e s  d e s  Bunde svervla l  t.u ll g s g e r i c h  t s  
d e r  B RD  a..'U S i t z e  d i e s e s  G e r i cht s ho f e s  e ine J'\rbe itsb e s pr echung 
der Präs id enten der dre i geIlannten Höc h s tg e r i c h t e  zwecks Vorbe 

r e i tu ng d e r  nächs ten Tagung und P r ä z i s i e rung d e r  Theme n s t e I lung 

s tat t:g e func. en ha i: . H i e r b e i  wurde f e s tg e l egt , ddß im er s ten 

Dr i tt e l  d e s  l au fenden Jatres e i ne we i t e r e  Tagung d i e s er G e 
r i c h t s h ö f e  z U  . .1" U n t e rsuchung d e s  Th em a s  " K J ag e - b Z·tl . B e s chvlerde

b efugn i s  im Verwa l tung s g e richt s v e r f ahr en im Lichte d er Re c hts 
l age u nd d e r  Recht s pre chung ve rbunden m i t  e i ner kr i t i s ch en 

;\n�:tly s c  d le s e r: Rech t.� l ag e  u::-,d R(�ch t s pr e C D '.l::.g mi t r
'
e c h  t s po l :L t i 

s chen Ul.:ler 1 E�qurlgcn u n d  V o r s ch l äCj e n "  s t a  t:t.f :L nc.e n  s o l l . D i e CIYt-
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sprechenden Länderberlchte wurden im Berichtsj ahr zur Aus

arbeitung an Mitg l ieder dieser Gerichtshö fe vergeben . Die IV . Kon

f erenz der Europäi schen Verfas sungsr ichter , d i e  im Oktobe r  des  

Beri cht s j ahres in Wien stattgefunden hat , gab Anlaß , e in Ar

beitsgespräch mit der Delegation des Schwei zerischen Bundesge

richtes zu führen . 

Die in der zweiten Hälfte des  Jahres 1 9 7 7  e ingel e iteten 

Kontakte mit d�� Bundesf inanzhof der BRD s ind durch zwei im 
Apr i l  bzw.  S eptember des Beri chts j ahres abgehaltene 'ragungen 

s ehr ergebnisreich intens iviert worden .  Behande lt vmrden fol

g ende Themen : 

Bei der 1 .  Tagung : 

Die Organisations- und St,rukturfragen der Vert..ral,tungs

gerichtsbarke it in österreich . 

D i e  Organis ation der Finanzge r i chtsbarkeit in der Bundes

republ ik D euts cqland . 

Das S teuerre cht im Spannung s fe ld zwis chen wi rtschaftl i ch er 

Betrachtung swe i s e  und Z iv i l recht . 

D i e  Ab9'renzung zwis chen gewerblicher und fre iberu f l i.cher 

Tätigkeit .  

Der Entnahmebegriff im E inkomrrt211steuerrecht .  

Bei  der 2 .  Tagu ng : 

D i e  Bestimmung des Orte s e iner son stigen Le istung , § 3 
' ( 8  und 1 0 )  des d eutschen bZ"T . § 3 ( 9  und 1 1 )  des ö s terr . Um

satz steuergesetz e s . 

Die  B ehandlung des Geschäftswert e s  L� Ertrag s s teuerrecht . 

L iebhabere i im E inkommensteuerrecht . 

Rückstellung en in der Steuerb i lan z  (Abkehr von der dynruni

s chen Bilan z )  • 

Ein derartiger internationaler Erfahrung s aus tausch i s t  im 
Zu s ammenhang _' rOit den au f al len Rechtsgebieten be stehenden zwi 

schenstaatli chen Ver f lechtungen auc h  für die Gerichtsbarkeit des 

öffentlichen Rechts unerl ä ß l ich , wenng le ich er mit großen Mehr 

belas tung en für die Ber ichter und Mitber ichter solcher Tagungen 

verbund en i s t . 
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Unterabs chn i t t  B 

Z .  4 B-VG 

Unbe f r i edig end s ind nach wie vor d i e  Au swi rkungen d e r  B e 

s t ir::t'1lu ng d e s  2\r t: .  1 3 3 Z .  4 B -VG . Auc h  i m  Bericbts j ahr i . .  s t , eben

s o  \171 e  im vorang egang enen Jahr ( vg· l . T ä t igk e i  t sb e r l ch t  für d a. s  
J ahr 1 9 7 7  I I  Z .  3 l i t . C ,  S .  4 f ) , aufg e f a l l en , d aß nac h wi e 
vor Be sc h'.verden an d e n  Ve:cv,ral tung s g e r i c h t s ho f  g· e g e nü.ber der;:r
t i g e n  K o l l e q i a l behörden erhoben werde n , o bg l e ich durch cie e in 

s c h l äg i g e  G e s e t z gebung d e s  Bund e s  b Z H . d er L änd er d i e  B 2 s chwerde 

gegen B e s c h e i d e  s o l cb.e.r k o l l. eg i a le r  Verwa l tun g s b e hö rden n i ch t. 

clU sdrü c k l ich zugel a s s en i s t . Verwi e s e n  s e i  auf d i e  E1".ts che idungen 
V O!,l 3 1 . 8 . 1 9 7 8 , Z l . 1 6 8 .3 , 1 6 8 4 / 7 8 , v om 1 9 . 9 . 1 9 7 0 ;  Z l .  2 1 0 2 /7 8 , 
vom '1 0 0 3 . 1 9 7 8 ,  Z l .  4 9 2 /7 8 , u �d vom 2 2 . 9 . 1 9 7 8 , Z l . 1 600/ 7 8 ( er g ang e:;,-. 
u . a .  zu B e s c hwerd e n  auf Gru nd d e s  Z iv i ld i en s tg e s e t z e s )  . 

v�enn d e r  G e r i c h t s h o f  auch h i e :::- 'I.'lied c rho l t , daß e ine v e �  . .,a l

tungsg e r i c h t l i che Überprüfung d e r  B e s c h e ide s o l cher B ehörden 

ohne Au snarunc am P lat7, -Näre , so b ed eutet d i e s  k e i n e svleg s - w i e  

etwa d e n  Au sführung en unter I I , S .  4 ,  l e t z ter F.bs at z d e s  Be
richtes de s Bund e s k an z l er s  v o m  1 9 .  9 .  1 9 7 8 , Z l . 6 0 1  4 5 9 / 1 1 -VI / 1 / 7 8 ,  
zu en tneh.:.-nen i 8  t � e ine l änd er f e i nd J. i che Ha l tung d e s  Ve .:cw a l  tung s ·· 

gerich t s ho fe s . Der Verwa l tungsg e r i cht sho f h a t  n i e  d i e B e s e i t i 

g ung derar t i g e r  ko l l eg i a l e r  g e r i c h t s äh n l i c h e r  Verwal tung sbehör-

d e n  angereg t .  Er meint v i e lme1:'.r 1 d a ß  im H i nb l ick auf g et,vi s s e 

U n z u l äng l ichk e i t e n  d e r  G e s e t z g ebung i n  b e zug a u f  Z u s amme n s e t -

zung , G e s c h ä f t sver�e i l u ng u n d  V e r f ah r en s o l cher Behö rd e n  k e i n e  
s achl iche Begründung fUr d i e  Au s s c h l u ßb e s t i�rn�ngen d e s  Ar t . 1 3 3 
Z .  4 B-VG vor l ieg t . 

Das w i ed e rh o l t  geg enüber d e r  E inf ührung e i n e �  s o l c h e n  

nd.chprü f end en Kontr o l l e  i n s  T r e f fer! g e :: ührte Z e i tr:1ome n t� s o l l t e 
s ch on d e s h a lb e inen g er i ng e n  U b e r z eugung s w e r t  b e s i t z en r we i l  
d ie !3 e ;:,; ch-;','ercJ e 2.n d e n  V e :'.:" f c: s s 'J. ng s g e r .i. c h t s hc f  
l eg i a l e  V e rwal tung s beh6r d on zu l lis s ig i s t  und 

gegen s o l c h e  k o l -
b e i  d e r hek ann t s n  

au genb l i ck l i c h e n  Ub2r l a s t u n g  d e s  V a r � a s s u ng s g � r i c h t sh o � e s  s o l c h e  
VE�l.' f a b :r: en rr ütunb"::!r be tr ä.{:; h t U. c he Z e i t i r. An s pr u c h  neh:nen könne n . 

E i ne e t'l.·.r;:ti ·:J e E r f :'j l l unq cl i e s �� s  A:1 1 i. e g en s rr,Li. ß t e  f r e i l i c h  m i t  e i ner 
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weiteren entspr echenden ��� sonellen Vermehrung Hand in Hand 

gehen . : 

2 .  Er fahrungen mit der Bundes -Verfas sungsnove l l e  BGB l . 

Nr . 3 0 2 / 1 9 7 3  

Die Erf ahrungen , die mit den einschläg igen Be stimmungen 

der Bundes -Verfas sungsno�e l l e  BGB l . Nr . 302 / 1 9 7 5 , soweit s ie 

den Verwal tungsger ichtshof betref fen , im Berich t s j ahr gemacht 

worden s ind , lassen sich wie folgt zusammenfa s s en : 

Auch im Berichtsj ahr mußte der Verwa l tungsgerichtshof fest

ste l len , daß die Neufas sung der Bestimmungen d e r  A r t . 89 und 

1 3 9 B-VG das von ihr beabs ichtigte Z iel , d i e  bi sher bes tandene 

D ivergenz in der Rechtsprechung der be iden Gerichtshöfe des ö f

fentl ichen Rechts zur Frage der gehör igen Kundmachung von Ver

ordnungen zu besei tigen , wohl nicht erreicht hat . Der Ve�Tal 

tungsgerichtshof i s t  auf Grund der geset z l i chen Aus legung sgrund

sätze auch nach Neufas sung der Art . 89 und 1 3 9 B-VG bei seiner 

Rechtsprechung verbl ieben , daß die Beurtei lung der Frage der ge

hörigen KundlTIachung e iner Norm kein Anl a ß  für e ine Antrags te l 

lung a n  den Verfas sungsgerichtshof auf Aufhebung der Norm aus 

dem Ti te l. der n ichtg ehörigen Kundmachung b i lden kann . (Vgl . da

zu Erke nntni s s e  vom 1 5 .  3 .  1 9 7 8 , Z l .  1 3 1 / 7 7 , vom 1 5 .  6 .  1 9 7 8 1 

Z l . 23 9 0 / 7 7 , d i e  die mit Erkenntni s  vom 2 8 . 3 .  1 87 7 , Z l . 1 5 9 / 7 6 , ·  

e ingeleitete Rechtsprechung fortführen . )  

� .  Verwa l tungsgerichtshofge setz 1 9 6 5  

§ 4 1  

a )  Der Verwalt.ungsgericht sho f hat in se inem Erkenn tn i s  vom 

2 6 . Juni 1 9 7 8 , Z l .  6 9 5 / 7 7 , das in e inem verstärkten S enat be

schlo ssen wurde , a�sge sprochen , daß das Ges etz keine Bewe isre

gel ent.hält , wonach ein� Organ der ö ffent l i chen S icherh e it mehr 

Glauben zu schenken sei  als  einem Beschuldigten . I n · dem der Ent

s cheidung zugrunde l iegenden Beschwerdefall war en sowoh l d i e . 

Me ldung des S icherheitswachebeamten einsch l i e ß l ich der erg än z en

den Berichte als auch die Verantwortung d e s  Bes chuld igten i n  
sich völ l ig schlüs s ig und widerspruch s fre i . In  e inem sol chen 

III-25 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 25 von 44

www.parlament.gv.at



- 1 3 -

F a l l  i s t  d i e  Behörde nach dem Grund s a t z  der f r e i e n  B ewe i swür

d igung n i cht berechtig t , davon au s z u o ehen , d a ß  a l l e in die E ig en

schaft des - a l s  Z euge n icht vernOlnmenen - An z e iq e r s  a l s  O r g an 

der ö f f e n t l i chen S i cherh e i t  ( M e l dung s leger ) s c hon au s r e icht , 

den l eugnenden B e s chu l digten d e r  i hm z u r  La s t  g e l eg te n Uber t r e 

tung e in e r  Verwal tung svor schr i f t  n a c h  der S tr a ßenverke h r s o rdnung 

a l s  unwi der legbar s ch u l d ig übe r f üh r t  
'
und d ami t a l s  s c hu l d i g  a n z u 

s e hen . D i e  Behörde hät t e  in e i n em s o l chen F a l l e  v i e lmehr d en 

Me ldung s leger a l s  Z eu g e  vernehmen und s e i n e  A.u s s ag e  den B e 

s c hu ld ig te n  entg eg e n z uh a l ten gehabt . 

b )  M i t  e i nem we i t e r en Erk enntn i s  e i n e s  v e r s t är kten S en at e s  

vom 1 4 .  D e z embe r  1 9 7 8 , Z l .  1 2 1 / 7 7 , hat d e r  V e rw a l tung s g e r i chtshof 

k larg e s t e l l  t ,  d a ß  e r  g elu ä ß  s e in e r  s t än d i g e n  Rec h t s pr e chung a n  

d en von d e r  Behörde ang enomme nen S ac hv e r h a l t  i ns o fern n ic h t  g e 

bunden s e i , a l s  d i e s er S achverh a l t  von d e r  Behörde i n  wes e n t 

l ichen Punkten akte ml id r ig ang'enormnen wurde , d e r  S achverha lt 

in we s e n t l i chen Punk t e n  der E rg än zu n g  bedarf oder Verf ahrensvor

s c hr i ften au ßer acht g e l a s s e n  wurden , b e i deren E in h a l tung d i e  

Behörde z u  e i nem a nd e r e n  B e s che id hätte komme n könne n . D e r  Ver

wa l tung s g e r i c h t s ho f  s e i  auf Grund der i�� aus § 4 2  Abs . 2 
l it .  c VwGG 1 9 6 5  erwa c h s enden Verpf l ic h tung verpf l i ch t e t  u nd 

berech t ig t , zur P rü fung der F r age , ob e i n  Ver f ah r e n smang e l  

we s e nt l i ch i s t  o d e r  o b  d i e  B ehörde b e i  Vermeidung d e s  g eg ebe

nen Ver f ahren smang e l s  zu e in ern  anderen B es c he id h ä t t e  kommen 

könne n , s e lb s t  B e".;e i s e  au f zunehmen . D i e s  auch zum Zwecke der 

Kontro l l e  d e r  Bewe i swürdigung . H i erbe i hat der Verwa l tungsge

r i chtsho f unabhäng ig von Bes chwerdevorbr i ng e n  und B e s chwer d e 

anträgen von Amt s  weg en vorz ugehen . 

M i t  d i e s er Rech t s p r echung b e f ind e t  s ic h  d e r  Verwa l tu n g s 

g e r i c h t s h o f  in Ubere i n s t imrnung m i t, der Rechtsme inung d e s  V er f a s 

sungsger i ch t s ho f e s , d e r  d a s  Er forder n i s  der U b e rprüfung d e s  

" wah ren " S achverh a l t e s  durch d en Verwal tung s g e r i chtshof i n  s e i 

ner Jud ikatur au s d e n  im Art . 6 / 1 / 1  i n  Verb i ndung m i t  Ar t .  1 3  

EMRK entha l t e nen ve r f a s sung s g e s e t z l i c h e n  Auf t r ag ab l e i tet . 
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4 .  Steie rmärki sches Jagdge setz 

Der Beschwerdefall Z l .  2 7 6 7 / 7 8  z e igt , daß den Vor schr iften 

über die Zusammensetzung von Sonderverwal tungsbehörden , deren . ) �: 

Wirkung sbere ich s ich ledigl ich auf ein örtl ich beschränktes Ge

biet erstreckt , nicht unbedingt das erforderli che Augenmerk zu

gewendet wird . Im angeführten Beschwerde fall hätte ein Schied s 

ger icht nach § 7 8  d e s  Stei ermärk i s chen Jagdge setzes 1 9 5 4  tätig 

werden s o l len , das aus drei Personen , näml ich dem von der Bez irk s

�erwa ltungsbehörde ernannten Obmann ( oder des sen Stel lvertreter ) 

und zwei anderen ( von den Parte ien entsendeten , allen f a l l s  vom 

Obmann bestel lten) " Schiedsrichter n "  besteht . Anste l l e  des der

art zusammengesetzten Schiedsgerichtes waren j edo ch vier P ersonen , 

nämlich einerse its der Obmann und dessen S te llvertreter , ander-

seits anste l le der vorge s ehenen " Schiedsrichter " von den Par- . 1 �  
tei en beige zog ene " landwirtschaftliche S achverständ ig e "  tätig 

geworden . 

Es besteht Anlaß , der mit dem Vol l zug des Steiermärki s c�en 

Jagdgesetzes 1 9 5 4  betrauten Ste iermärki s chen Landesregierung zu 

empfehlen , auf e ine s trikte E inhal tung der in den § §  7 8  ff leg . c i t . 

enthaltenen Regelungen über die Zus ammensetzung der " Schiedsge

riChte " . hinzuwirken . 

Anläßl ich der Behand lung des Beschwerdefalles Z l .  2 7 6 7 / 7 8  

hat der Verwaltungsgeri chtshof ferner e in Mi ßverhältnis zwi s chen 

dem Abs atz 1 und dem Abs atz 2 des § 9 1  leg . cit wahrgenommen . 

Der Verfas sungsger ichtshof hat mit Erkenntni s  S lg . 5 6 90 / 6 8  den 

zweiten Te il satz des § 9 1  Abs . 1 leg . c it . , n ach we lchem der 

Schieds spruch au s den im § 5 9 5  der Z iv i lprozeßordnung angeführ-

ten Gründen vom Z ivilgericht als unwirksam erklärt werden konnte , . 

aufgehoben . Seit dem Inkrafttreten der Au fhebung findet nach der 

nunmehr igen Fas sung des § 9 1  Abs . 1 leg . c i t . gegen den Schied s 

spruch e ine Beru fung a n  eine höhere sChiedsger ichtli che I ns tanz nicht 

s tatt . Dies bedeutet im S inne der vom Verfas sungsger ichtshof im 

Erkenntnis Slg . 5 1 03 / 6 5  vertretenen Rechtsauffas sung , daß hin

s icht l ich des Schiedsspruches j egl icher Instanzen zug ausgeschlo s -

sen i s t . § 9 1  Abs . 2 leg . cit , wonach hinsichtlich d e r  Klage auf 
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Au fhebung des S ch i ed s s pruches d i e  B e s t immungen der §§ 5 9 6  
und 5 9 7  d e r  Z ivi lpro z e ßordnung Anwendung f i nd en , enth ä l t  e i n e  

Rege l ung , d i e  m i t  dem S inn d e r  nunmehr i g e n  F a s sung d e s  § 9 1  

Ab s . 1 l eg . c i t . n i c h t  im E i nk l ang s teht . G l e i ch e s  g i l t  für 

d i e  im § 9 1  Abs . 3 enthaltenen Worte " s of er n  nicht e i ne K l age 

auf Au fh ebung des S c h i ed s s pruche s e ing ebra c h t  wor de n  i s t " . 

Tro t z d em ��rde § 9 1  Abs . 2 und 3 ( l e t z ter Halb s a t z )  l eg . c i t .  

durch d i e  s e i t  dem Jahre 1 9 6 8  e rg angenen Nov e l l en z um  S te i er

mär k i schen Jagdg e s e t z  1 9 5 4  ( LGB 1 . Nr . 2 2 2 / 1 9 6 9 , 1 2 5 / 1 9 7 2  und 

1 57 / 1 9 7 5 )  noch n i c h t  au fg ehoben . E s  würde s ich empf ehlen , 

§ 9 1  Abs . 2 und Abs . 3 l et z ter H a l b s a t z  l eg . c it . auf z uheben . 

5 .  D i e  B e s t immung- d e s  § 502 Ab s .  1 ASVG und d e r  Begr i f f  d e r  

Arbe i ts l o s iqke i t  i m  S i nne der � i n s c h l ägige I1 arb ei t s l o s e n 
ver s icherung s r e c h t l i chen Vo r s c h r i ften 

Gemäß § 502 Abs . 1 ASVG g e l t e n  u .  a .  Z e i t en e iner au s d e� 

Gründen des § 500 ASVG veran l a ß ten Arbe i ts lo s i g k e i t  a l s  P f l i ch t 

b e i trag s z ei t en m i t d er ha chs t z u l ä s s igen B e i tr ag s grundl age . 

Der Ven.raltung s g e r i c ht s h o f  'Nar in d em Erkenntn i s  vom 

6 .  9 .  1 9 7 8 ,  Z l .  2 9 6 / 7 7 , vor d i e  Frage g e s te l l t , ob f ür d i e  

B e s c hwerde führerin d i. e s es Ver faht"ens , d i e  a n  d e r  Promot i on z um  

Doktor d e r  g e s amten H e i lkunde i1:l Jahre 1 9 4 1  geh inder t  war , 

f ak t i s ch aber an e iner Krankenan s ta l t är z t l i ch e  D i en st e  ver-

r i chtete , ohne d a ß  j edoch fü r s i e au s nahe l i eg enden Gründen 

eine A��e ldung z u r  S o z i a lver s i c h e rung s t attf inden und B e i tr äg e  

h i e z u  ent r i chtet werd en konnten , d i e  E e s t immu.ng en d e r  § 500 f f  

ASVG anwendbar s e i en . · I n s be sond e r e  war d i e  F r age zu beantHo r t e n , 

ob d i e  Be s c hwerde führer in trotz d i e s er Tät igk e i t  i n  d e r  Kranken

ans t a l t  r e c h t l ich als " arbe i t s l o s " im S inne des § 502 Abs . 1 ASVG 

ang e s ehen werden kanne . 

Der Verwaltu n g s g e r i ch ts h o f  mu ß t e  d i e s e Frage unter I-I i nwe i s  

au f s e ine frühere Rech t s pr e c hung v e r n e inen , we i l  au ch b e i  Anwen

d u ng der B e s t immung de s § 50 2 Abs . 1 ASVG au f d i e  Um s chre i bung 

d e s  Begri. f f e s  " Arbei t s l o s igke i t " , wie s i e  im § 1 2  d e s  Arb e it s l o s en

vers icherung s g e s et z e s  1 9 5 8  in U b er e i n s t imr;.mng m i t  früheren Vor -
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schriften gegeben werden , Bedacht zu nehmen sei ., Darn�ch i s t  

arbeitslos der j enige , der nach Beendigung d e s  Beschäft igung s

verhältnis ses ke ine neue Be schäftigung ge funden hat b zw.  wer 

se ine Arbeitsstelle als Arbe iter oder Angeste l l ter verloren u nd 

e ine neue Be schäftigung nicht gefunden hat . Der Begri f f  " B'e-
schäftigung " im S inne des § 1 2  des' Arbe itslosenvers icherungs.,... 

ges etz e s  1 9 5 8  erfasse j ed e  mit e inem Arbeitse inkqmrnen verbun

dene Tätigkeit ,  und zwar ohne Rücksicht darauf , ob diese Tätig .... 

keit auf einem Dienstverhältnis beruht oder nich.t . Im Arbeits

los enver s icherung sgesetz 1 9 7 7  ist in d iesem Punkt keine Änderung 

der Rechts lage eingetreten . 

Diese Geset z e s l age i st für Per sonen , wie die Beschwerde� 

führerin in . der oben erwähnten Beschwerdesache , offenbar un

b i l l ig , l äßt sich aber nur im Wege einer Änderung der Rechts

norm korrigieren . 

6 .  Beamten-Diens trechtsgesetz ; Ubergangsbestimmungen 

Das Beamten-D iens trec.htsgesetz , BGB l . Nr .' 3 2 9 / 1 9 7 7 , i s t  

mit einem Gro ßte i l  se iner Bestimmungen am 1 .  Jänner 1 9 7 8  i n  

Kraft getreten . E s  enthält einen T e i l  der geplanten N euregelung 

des D ienstrechtes der öffentl ich-rechtl ichen Bundesbediensteten 

(mit Au snahme der Richter ) . Das  genannte Ges etz regelt r.1ater ien ; 

die s ich in materie l ler , organi satorischer und verfahrensrecht

l icher Hins icht sehr wesentlich von den früher in G�ltung ge

standenen Vorschriften unterscheiden . D ies  g i lt zum Bei spiel 

für das  Leistungs feststellung srecht ( früher Dien stbeurtei lung s 

rech t )  und das D i s z ipl inarrecht . Obwohl es  s ich i n  beiden Fäl

len um im Grunde weiterbe stehende Rechtsbereiche handelt , wirft 

der Ubergang von e inem zum ander en System für anhäng ige Verfah

ren Probleme au f ,  bei denen zu erwarten gewesen wäre , daß durch 

tlbergang sbestimmungen die Ab si cht des Geset zgebers erkennbar ge

macht worden wäre . Leider trifft dies nur in einem s ehr beschei

denen TJmfang zu . tlbergang sbestirnmungen sowohl zum Lei s tung sfest

s tel lung srecht als auch zum D i s z iplinarrecht s ind nur j ewei ls 

in einem Paragraphen enthal ten . 
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H i n s ichtl ich der L e i s tung s f e s t s t e l l u ng w i r d  im § 1 3 7 de s 

Beam ten-D i e n s tr e c h t sg e s e t z e s  l ed i g l i ch au s g e s ag t , we l c h e  \�i r 

kung d a s  E rg ebn i s  e iner f rühere n  D i en s t b e ur t e i lung n a c h  d em 

neuen L e i s tu ng s f e s ts te l lung s r e c h t  enthä l t . Anordnunge n  darüb e r , 

w i e  D i e n s tbeurt e i lung sve r f ahren nach der D i e n s tpragm a t i k  fort 

z u s e t z en u nd a b z u s ch l i e ßen s i nd , f e h l e n  vö l l i g . D i e s e Rec h tsun

s i ch e rhe i t  hat d a zu g e führt , d a ß  manche B e am te k napp vor oder 

nach d em I nk r a f t t r e t e n  des B e am t e n - D ien s tr e c h t s g e s e t z e s  i nnerha lb 

o ffener F r i s t e in Re chtsm i tt e l  g e g e n  d i e  E n t s c h e i dung d�r e r s t e n  

I ns tan z ( v i .:-> l f ach e r s t  we n ig e  Tag e v o r  d em H i r k s �.mwerden d e s  

Beam t en - D i e n s tr e c h t s g e s e t z e s  e rg ang e n )  e rg r i f f e n  hab en , obwohl 

d i e  D i en s tbeu r t e i lung s konun i s s i o n e n  z we i  t:er I n s t an z  m i t  1 .  Jän

ner 1 9 7 8  ma nge l s g e s e t z l icher Gru nd l ag e  ( d i e  d i e sbe z üg l i ch e n  

fu s t irnmung en d e r  D ie n s tpragm at ik wurden d u r c h  d a s  B e am t e n 

D i en s t r e ch t s g e s e t z  aufg e hob e n )  n i cht mehr b e s ta nden . And e r e  

B e mnte h a b e n  di e er s t i n s t an z l i c h e  E n t s c he idung weg e n  d e s  Weg

f a l l e s  der D i en s tbeur t e i lungska� i s s ionen zwe ite r I n s tanz a l s  

von der l e t z ten I n s tan z ergang e n  ange s eh e n  u nd u D� i t te l bar den 

Vervral tu ng s ger i ch t s h o f  m i t B e s chwe rde a n g e ru f e n . I n  e in ig e n  Fäl

l en h aben E e ru� t e  vorsorg l ic h  b e i d e  Wege b e s chr i tten , obwohl ihnen 
beT.'lußt war I d a ß  n i ch t b e i  d e Weg e  z um Z i e l e  führen konnten 
und da�er j ed en f a l l s  Ko s te n  e n ts t e h e n  würd e n , von d en en e i n  

T e i l  k e i n e s f al l s  e rs e t z t werd e n  könnte ( vg l . B e s c h l ü s s e  d e s  

Verwa l tur.g sger i c h t s ho f e s  vom 3 1 . 3 .  1 9 7 8 ,  Z l en . 3 6 9 / 7 8  u nd 

3 70 / 7 8 )  . 

§ 1 3 8 d e s  B e am t e n- O i e n s tr e c h t s ge s et z e s  enth ä l t  f ür d a s  

D i s z ip l i n ar r e c h t  nur Uberg ang s b e s t immu n g e n  in d e r  Ri chtung , d a ß  

d i e  im Z e i tpunk t  d e s  I n kr a f t t r e t e n s  d e s  B e am t en-D i e n s tr e ch t s 

ge s e t z e s  a n h ä n g i g  e n D i s z ip l i n arver f ahren von b e s t imm-

ten n eu e n  Or g an e n  fort zu s e t z en s i nd . W i e  d i e  au f G rund von Ver

waltung s g er i ch t s h o f be s c hwerden übers c h auba�e P rax i s  der D i s z i pl i nar 

b ehörd e n  z e i g t , b e s t e h e n  i n  E rm a n g e lunf] we i te rer Ü b ergangsb e s t im 

mu ngen unter s ch i ed l iche A u f fas s u n g e n  d a r ü b e r , i n  we l c h e r  I n -

s t a n z  nuch neu em D i s z i p l inarr e c h t  d a s  Ve r f ahren z u  b e e nden i s t .  
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Auch hier hätten mit Kosten verbundene Beschwerden , die der 

Verwal tung sgerichtshof - etwa wegen Nichterschöpfung des In

s tanzenzuges - zurückwei s en mu ßte , vermi eden werden können , 

hätten U rergangsbestimmungen für die er forderl iche K l arhe i t  

gesorgt (vgl . Erkenntn i s  d e s  Verwal tung sg erichtshofes vom 

2 4 . November 1 9 7 8 , Z l . 1 9 6 7 / 7 8 ) . 

7 .  Grunderwerbsteuergesetz 

Bereits in seinem Tätigkeitsbericht über das Jahr 1 9 6 3  

hatte der Verwaltung sgerichtshof leg�s lative Maßnahmen angereg t , 

um den L� § 4 Ab s .  1 Z .  2 de s ge ltenden Grunderwerbs teuerge

s etzes 1 9 5 5 , BGBl . Nr . 1 40 ,  verwendeten Begrif f der " Arbe iter

wohns tätte " einer näheren und k l aren Regelung im Gesetz zuzu

führen . Die genannte Gesetzes stelle wiederho lt wörtl ich die 

gleiche Stelle des ehema l igen deutschen Grunderwerbsteuerge

setzes ( vom 2 9 . März 1 9 4 0 , DRGB l . I S .  5 8 5 ) , in der g l e i chfal l s  

keine Begr iff sbe s timmung der "Arbe iterwohns tätte " enthal ten war . 

Die Durchführung sverordnung zu diesem deutschen Gesetz ( vom 

3 0 .  Härz 1 9 40 , DRGBl . I S .  5 9 5 ) , die nach der damaligen Verfas

sung srechts lage gesetz ergänz ende Anordnungen e nthalten konnte 

und auch enthielt , hatte j edoch ihrers eits im § 1 2  auf eine 

Verordnung hingewiesen , die in  ers ter Linie Grunds teuerbeihil

fen des Re iches an E igentümer von Arbeiterwohnstätten rege lte , 

aber auch auf dem Geb iete der Grunderwerb s teuer anzuwenden war . 

Zugleich mit dem AU ßerkrafttreten des ehemal igen deuts chen 

Grunderwerbsteuergesetz e s  sind auch die Bes timmungen der dazu 

erlas senen Durchführungsverordnung unanwendbar geworden . Der 

österreichische Gesetzgeber hat e s  j edoch ni cht unternommen , im 

Grunderwerbs teuergesetz 1 9 5 5  irgendwelche Maßstäbe zu setzen , 

nach denen die Verwa ltung beurtei len sollte , ob eine Arbei ter

wohns tätte vorl i egt oder nicht . 
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Au ch der Re chnun g s h o f  h at s i ch s chon i n  s e i nAm Tlit l gke i ts 
beri cht illJer das Ve n-raltUIig s j ahr 1 9 6 2  f 2 2 7  der Bei l a�len z u  den 
s tenograph i s chen P ro toko l l en des N at i on a l r at e s  X .  GP . ,  unter 
Ab s at z  6 4 , 2 0 v2ran l a ß t. ge s ehen r dem Bunde slri n i s teri um fü1:' 
Fin an z en nahe zule gen , lilll eine k l are De fini t i c n  de s im Grunder-· 
werb s t e 1..1erge s etz 1 9  5 5  gebrauch ten , 2.9 1 J.j:,S· u.:E:..e.e� �iITLTt1ten Segri f
fes de:e " p..xb e i t.el.'"';; ohns ·�:d J.;.t.: C "  bes o:!:g- t: z u  s e i 11 . In s e i nem ':2 ä t i. <g -
kei tsbe.-ri cht üb e r  d a s  Ve nra..1.tungs j ahr 1 9 6 3 , 4 9 6  der Bei l agen 
X ,  GP . (ll.bsatz 7 5 , 2 5 )  1 b.? f aJ�-te s i ch der Re chnung sho f neuE:1:' l i ch 
mit der l.,ng·eleg·enh s i t  und s e t z te s i ch ( un te :�:- al\cle.l"eI� auch ) für 
di e Auf.lJ.ebung der Be f:ceiungsbE: s tinlJ.l'tln.gen des § 4 Ab s . � z .  
bis 5 de s Grlmde!."Werb s te uE:.r�re s �� t z e s  '1 9 5 5  
die s e  B e s tiImmL'"1gen du:r:ch d i. e  w i r ts chaf t l i ch e  En t:,.; i ck l tmg vö l li g  

überho l  t. s e ien f :i.hre H anc.h Q.}::e :1 e d o ch e i ner:. unvs rhä l  t::..i smz.Lß igen 
Arbe i  ts aurlliand ve.rurs ache . D a s  Bunde smi n i s  c e r i tLLl fü:;:' Finan z en 
hat damal s  " di e  Ar�rc9ungen des Re chnun g s !:.efes pos i 'l:i.v au:Cg (.,;nom
men "  ( a b  a . O .  1 Ab s at z  7 5 , 2 7 ) . Ee dauer l i ch e :-CN'c i s ·:J h at: der Ges e t zge� 
ber an l ä ß l i. ch der Hove l 1 J. e ru:1 g des G:cu.flc'ie r."e :cbs t e u e :;:ge s e t z e s  :Lm 
Jahre 1 9 6 9  ( B GB l o Nr . 2 7 7/ 1 9 6 9 )  und au ch Ül weit8rer Folge n i cht 
di e  Höglichke i  t genütz t ;  tun auf dem Geb i e t e  de r S te uerbefre:L un·

gen für Z we cke de r Bes chaffw'l.g von Wohnra:.lTn ( §  4 Ab s . 1 Z 0 1 
bis 3 und Ab s . 2 Grunderc..rerb s teuerges e t z  1 9 5 5 )  und insbes onde re 
für c.en Arbe i te r\"lohr .. s t.ättenb au endli ch K l a:::h e i t. z u  s cn 2. f fen . 

So hat s i ch der Ve :c.val tul1 g s g c r i ch t s h o E  s ch li e 3 1 i ch "\te ::: 2.n

laß t gesehen , im 'tle g e  e i n e r  An t r ag s -:. e l lt::.r:·; gem ä ß  Art . •  1 1 0 
Ahs . 1 B-VG an ach Verfa. s s ungs geri cht s h o f  :lweck.s P ri..ifur1 g de r 
Verfas s un g sl1".ä ß i g k<::i t Ci.e:r: B e stim.-:t1.::".'1S'2:l. c. e s  § 4 .hlJ s .  1 Z . 2 

1 9 5 5  Tnc.r. ge l s  inh .::ü t-
lieher De tern1ini erung der dort verl'le n d e t e n  Be gri f f e  II Arbe i te r
woht'1.s t ä.  tte " u....."d 11 E i ge n1:e imlt he::: an z u  tre ten . Den i n  d i e s em Z U:.:' alT'.·· 

menhang vOffi \ll� r;'Ii:;. l t:unSI s geri ch tshof ges te 1 1  t.eD l"-!lt :L'ägen h2.t j e -

docl' .:l c. r  Ver·r= "' C c. " "" q c; r; ."' ... · ·; C'-l �· �, l-- () f; 1-· � ... · ;:,' �·' .... �' r' l·-, ·\.. r' � '" � (,.,,;,'-'" ..lw �  .... h .. ...., i..A.j. L _ - ':J �� . '"  _ .. L � . J, ....... �� _ L. _ J_ �  ... t:.. J. .� 1. ... . ..I. .J... ..;,) 

V 2 L  f c:, s s ung s ;.[  l ö. -

III-25 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)32 von 44

www.parlament.gv.at



- 20 -

Wenngl e i ch die s e  B8s tinunung nach de.."11 eben e:rwähnte.Il Er
kenntn i s  zwar e iner ve rfas s ung s - b zvf .  ge s et z e s kon formen E r l e

di gung durch die Vo l l z i ehung zugän g l i ch i s t ,  wird s ie in ' der 

Rechts anwendung b e trächtli che S chwierigkeiten und Ve rz ö ge run 

gen der Ver fahren mit s i ch bringen . Ohne daß damit e twa der 

Korrektur eines hö chs trichterli chen E rkenntn i s s e s  das Wort ge

redet werde� s o l l , wäre z u  enlägen , daß der Ges etzgeber s e lb s t  

die s en B egri f f  klar ums chreibt . 

Der Verwaltun g s ge ri chtshof i s t  der Auf fas s ung , daß j eden

�al l s  di e b e ab s i chtigte Nove l l ierung der den K leinwohnung s b au 

betreffenden Befre iungsvors chri ften d8s Grunderw'e rbs teue l:ge s e t

z e s  1 9 5 5  ( §  4 Ab s .  1 Z .  1 )  im Zuge der Neurege lung' der Re chts 

vors chri ften über die Gemei nnütz igke i t  im Y-lohnungs�N·e s en auch 
die Mög l i chke i t  e iner entspre chenden Nove l lierl.lI1g der B e frei

ungsb e s t imIDungen für den Arb e i terwohns tättenbau ( §  4 Ab s . 1 

z .  2 )  im Sinne e iner k laren B egri ffs rege lung b i e te n  würc.e . 

Desgle i chen wäre e s  geboten , auch für das Geb i e t  de s Grunder

werb s te1..1.errecht.es e ine Jclare B egri f fsbe s timmung des' E i genhe ime s 

im G e s e t z  z u  s chaf fen , wie d i e s  im Bere i ch des Ein...1commens teuer

rechts s chon längs t ges chehen i s t � . 

8 � !�ni l i en l a s ten a:usgle i chsge s'etz 

Im ' Erkenntnis vom 2 7 . Jänner 1 9 7 8 ,  Z l . 2 7 4 7 /7 6 , hatte s i ch 

der Ve�val tun g s geri chtshof mit einem B e s chwerd e f a l l  z u  befas s en , 

bei dem der o ff enbar im übri gen Anspruchsberechtigte für e i n  

e rheb l i ch b ehinde rte s  Kind , wei l  d i e s e s  beihi lfens ch ädliche E in 

künf t e  e r z i e lte , ni cht nur n ich t  d i e  gemäß § 8 Ab s .  4 des 

Fami l ie n l as tenaus g l e i chs ges e tz es 1 9 6 7 , BGB I . Nr . 3 7 6 , in der im 
Bes'ch�yerde f a l l  g e l tenden Fas s \L."1g ( FIJAG ) I für B o lche Kin.der e r 

höhte I s ondern gemäß § 5 Abs . 1 FLAG übe rh aupt: k e i n e  F c>....mi lien

beihi lfe be z i eh en konn t e . D aß e rhöhte Fami l i enb eih i l fe n u r  zu

s teht , wenn überhaupt F ami li enbeih i l fe für das betref fende Kind 

gebilllXt , k ann in bestimmten Fällen eine Härte bedeuten ; e s  

tri fft di e s  e twa dann z u , Ylenn ein erheb l i ch b ehinderte s Kind 

( §  8 Ab s . 5 FI.AG) t we l ches das 1 8 .  Lebens j ahr vol l ende t hat 
und über k e i n  en·tspre chende s Ve rmögen verfügt ( §  5 Ab s . 1 FLAG ) , 

VOl." der vlahl s t.eht , e i n e  mögl i cherwe ise aus therapeuti s chen 
Gründen wü.ns chenswerte B 8 s chäfti g l1ng , für die Einkünfte von 
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monatlich mehr als ( seit 1 .  1 .  1 9 7 8 : )  1 . 500 S erz i e lt werden 

( §  5 Abs . 1 FLAG ) , ohne daß die Begünstigungen der 1it . a 

bis d des § 5 Abs . 1 FLAG in Betracht konunen 1 aus zuüben , \'10-

mit aber j eder Anspruch auf Fami lienbeihilfe verlorengeht , 

· oder , damit dies ni cht ges chieht , keiner Bes chäftigung nach

zugehen , für die ein Entgelt über dem Höchstbetrag gelei s tet 

\orird . Dazu konunt , daß die Eltern so lcher Kinder im ersten 

Fall ?-uch den Anspruch auf eine Ermäßigung der Einkonunens teuer 

wegen außergewöhn li cher Belastung nach Maßgabe des § 34 Abs . 8  

EStG 1 9 7 2  in der Fas sung der EinkoIDntensteuergesetznovelle 1 9 7 4 , 

BGB I . Nr . 4 6 9 , und des 2 .  Abgabenän&erungs gesetzes 1 9 7 7 , 

BGBl . Nr . 6 4 5 , verlieren und Mehraufwendungen für dies e  Kinder 

nur nach den allgemeinen Regeln des § 3 4  dieses Ges etzes , ge-. . . 
kür·z t  um die zumutbare Mehrbelas tung , ge ltend machen können . 
Zur Hi lderung derartiger Härten wäre et"l,a die Lösung denkb ar , 

die gesetz liche Höchstgrenze der noch nicht beihil fens chädli

chen Einkünfte für erhebli ch behinderte Kinder in Anbetracht 

der für diese gebührenden höheren Beihi lfenbeträge ( §  8 Abs .  4 

FLAG) in angemessener Wei s e. hinaufzusetzen . ·  

Im Erkenntnis vom 1 2 .  Mai 1 9 7 8 ,  Z l .  1 3 8 2 / 7 7 , mußte der Ver
waltungsgerichtshof auf Gvw,d der bestehenden Ges etzeslage die 

Frage , ob für ein Kind , welches die Rei fep):'üfung vor dem S ommer 

oder zu dessen Beginn abgelegt hat , für die Zeit bis zur Aufnah-' 

me des Univers itätsstudiums im Herbst des selben Jahres gemäß 

§ 2 Abs . 1 lit . b des Familienlas tenausgleichsge s etzes 1 9 6 7 , 

BGB l .  Nr . 3 7 6 , in der im Bes ch�l7erde fall ge ltenden F as sung , Fa
milien.�eihilfe \o7ei terbezogen werden kann , verneine.n • . E s  ges chah 

dies im wesentli chen mit der Begründu.ng , e s  handle s i ch dabei 

um keine Ausbi ldungs zeit , da die betro f fenen Monate von Rechts 

wegen weder als Ferienzeit der vorangegangenen noch der fo lgen

den Ausbi ldung zuz1.1rechnen seien . Das Ergebnis ers cheint aus der 

S i cht des Au sbi ldu�gs -End z ieles , bei e j.ner alJ.f d er vorangegange

nen aufbauenden wei t.eren Berufs ausbi ldung , w1befriedigend . Durch 
e ine entspre chende ges etz li che Rege lung könnte für di e , be z e i ch-

. -- ......... ; . . -- --:- -'._�-. . - -. 
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nete fer ienähnl iche Z wi schenz eit i n  der We ise , wie d ie s  für 

echte Sommerf er ien zutr i f f t , der .l\n spruch auf F ami l ienbeih i l f e  

aufr echterhalten werden . 

W i e  n , am 1 4 . Februar 1 9 7 9  

Der Präsid ent 
des Venval tungsger ichtshofes : 

L 0 e b e n  s t e i n  

Für d ie Richtigke it 
d er Au�r tigung : 

(!Jät'!:' 
V • 

1 
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( §  4 2  A b a . 2 b 
VwGG ) 
infolge Verletzung 
von V e rfahrens -
(�rs Chri f ten . ' 42 Aha . 2 c VIö<B) 
Abw e i s ung 

d e s  Inha l t e s  
( §  4 2  A b s . 2 a 
VwGG ) 

inf o l g e  Unzu -
s t änd igk e 1 t  
( §  4 2  A b s . 2 b 
VwGG ) 
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(�rS Chr1f t e n  
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I 

" 
Ra 9/79 - 4 
B e .i lage B 

Au f schI ü s,se l u ng u n? r:rg �i n z u ng zu Ab s c hn i tt b )  
d e s  Ge schäf t sau svre i s e s  ( Be ilage_� 

I .  Zurtickwe i sunaen 
( § 3 4 Ab s . 1 � VvlGG ) 

1 .  Fr i s t�J er sällmuna ._------.,-'"",'",..,. -,-� ..... _�-..,..,....----
2 .  pnzu ständigkei t 

3 .  3ntschied en e  Sache ---

4 .  marLq e l nd e  Par t e i s t e l lunq . " ._- , 
5 .  Nic hter s chöpfung d e s  

I n s t an z enzuge s 

I I . E in ste l lung d e s  Ver f ahr ens weg en 

1 .  Ver s äumung d er Wied ervor l ag e 
f r i st· (§  3 4· 1' . .os . 2 VwGG) ' 

2 
3 9  

1 8 4  

21 6 i )  

-----

2 .  Klag lo s st e l lung 
( § § 33' und 36 Abs . 2 VwGG) ' . 

3 . Zurü c k z i 8h_u_n"""'g _____ . 

I I I . au f s c h i eb8nd e  Hirkung 
( §  3 0  .� s .  2 VwGG )  

1 .  Statt.gebu ng 

. 21 7 
9 0  

2 4 8  ------------------

4 9 1  

2 .  Nic h t s ��ttge?ung 4 3 7 6 8 5  

IV . Erkenntni s s e  ohne münd l i c h e  
Verhand lung 

1 .  Abweisung ( §  3 5  Ab s .  1 u nd 
§ _ 4 2 Ab s .  1 VwG G )  7 3 7  

2 .  Au f hebung v:Gg en Rech t s ·.'lia r igk e i t  

a)  d e s  I nha l t e s  
( § 4 2 Ab s .  2 1 i t .  a VwGG ) 2 8 9  

b )  infolge Unzu s tänd ig k e i t  
( §  4 2  Ab s . 2 1 i t . b VwGG ) 2 9  

c )  i � f o l g e  Ver l e t � u ng v o n  
Vsr f ahr e n svar s c h r i f t c n  
( §  4 2  Ab s .  2 l i t .  c V�CG) 2 6 3  1 3 1 8  ._--... _ -... _-_., ...... :--_ ... --...-_-�--,----_._._--_ .. _--_...-_-------- .... ,- ---._----_. 
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..... 2 ... 

v .  Erkenntnisse mit münd l icher 
Verhand lung . . . . . . . . . . . , . , - , .  

1 . ' Abwei"su n-g' . (§: '4"2 Ahs .  : 1 ' VwGG) '  . . .  
.. 

2 .  Au fhebung wegen Recht swidr igke it 

" 

a )  d e s  Inha l t e s  
( §  4 2  Abs . 2 l i t . a VwGG )  

b)  infolge Unzu s t änd ig k e i t  
( §  4 2  Abs . 2 l i t . b VwGG) 

C) inf o l g e  Ver l e t zung von 
Ver f ahr e n svor scrrr i f t en 

1 '0"5" . . . . .  . 

7 2  1 7 7 

1 

. . . . . . . ("§ A�2' Ab s· . · "2" Ti t· . · 'C' VwGG) : . . . . . � . '1 '4' . . . " '1 '92 ' 

VI . S äurnn i sbeschwerd en 

1 .  Erk enntni s s e  ohne mündl iche 
Ver hand lung 
. (§ 4 2 .:Ab s .  4 _ Vw§cit 2 8  

2 .  Erkenntni s s e  m.it:. münd l icher 
Verhand l u nq 

. . . . . ( §' 42 Ab s  !_� 4' VTtlGG) . � . . . . . . . . . . . . . . . . 0' . . . . . . . 2'8' 

V I I . B e l angte B ehörden 

1 .  ' Bund e sbehörd en 

2 .  Land e sbehör.den 

1 8 3 4  
1 29 5  = 3'0 2 9  

VI I I .  Zuordnu ng der. Bes chwerden nach d em  Wohns i t z  der 
Beschwerd ef ühr er : 

. phys . Per sonen- j ur • 
Per- g e s e l l - Per -
sonen schaften , sonen 

die keine 

Ar t . 
Ab s . 
Z . 2 

B -VG 

1 3 1 
1 
u .  3 

Ar t  • .  1 3 1 
Ab s . 2 B -VG 

j ur . Per-
sonen 

§ 2 9 2  
BAO 

§ 1 7 0 übr ige 
For s t G  :b"äl le 

. Bgld 6 6  

Kt.n 1 5 3 
Nö 3 1 2 
OÖ 2 9 5  
Sbg 1 7 6 
StInk 3 3 3  
T irol 3 4 6 
Vbg 2 2 8  
Wien 1 . • .  1 1.5. 

s ind 

1 
4 
5 
3 
4 
5 
1 

2 2  

2 

1 3 1 
3 0  
3 1  1 
1 9  
4 9  
2 5  

7 1 
1 

.1'9 .5 . . . . . .  . ". ". . . ... 1. . . . . ". . "  .. . . .1 .5. . ' . . . . . .30 
2 
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. - 3 -

IX . Mi tbete.iligte. P.ar.teien . . . . , . . . . . . . 

X .  Antrag auf 

Normenkontrolle 

Bunde svorschr ift 

Land.esvors.cr..r.i.f.t . 

XI . Wieder e inset zung 

1 .  .Sta t: tgebung . ' 

. 7 8.1 . . . . . . . . .  . 

5 5  

4 2  

.1 .3 . .  

. .  5 

_ 2 • .  N.ichts.tattg.ehung. : . . . . . , . . .  : : : : : : " . .  1. 0  . . . . . . . . . . . . .  . 

XI I .  Wied er aufnahme : 

1 .  StattSIeb_�ng_ 

2 • .  Ni.cht.s.tattg ebung 

XIII . Verfahr,enshilf e 

1 .  be'V'i:l.�i9:..t _ . 
. . - -

2 .  nicht bew.i�lig.t 

XIV . Erkenntnis s e  

47 . 

.2 9 . 

' :, ' . .  7'0 

. . . . . . . . . . . .  2 7 . 

1 0 zugunsten der be langten 'Behöl:d e' . .  '8'5 8 

2 .  zugunsten d'e s  Be'scht-lerd'eflihrers . 6 8 8' 

Beschlü s s e : 

obs iegend e Par tei : B e schwerdeführer 4 6 5  2 )  
n n be l .  Behörde 1 0 1 8  3 }  

. .  Er.�edigu..'1.g s.z.e.i.t.ratun. .1.'1l. I?ur chscllnitt : 6 Monate 

1 )  Spalte 2 des Abschni ttes b der Be il age A s e t z t  s ich zu s��en 
aus den Punkten I ,  X I / 2  und X I I / 2  der Beialge B 

2 )  s et z t  s ich zu s ammen  au s den Punkten I I / 2  und I I I / 1  der 
B e ilage B 

3 }  se tzt s ich zu sarr�en  au s den Punk ten I ,  X I / 2  und X I I / 2  der 
B e i lage B .  
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Beilage C' 
Ra 9/79 - 4 

r::: 
Aus dem IH rkungsbereich der 1 cu 

,)( t1> .  
Bundesministerien 1 )  u r::: 

:;::S :J l< '"  
:J -ri  .o CU  

;J 

1 

Bundeskanz leramt 1 

BM f Auswärtige 
Ange leg enhe i ten -

BM f Bauten und Technik 3 

'BM f F inanzen 28 

BM f Gesundhe it und 
Umwe lt schutz 1 

BM f Hande l ,  Gewerbe und 
Indu strie 1 1  

BM f Inneres " 

BM f Justiz 1 2  

BM fUr Landesverteidigung 2 : 

BM f Land- und Forstwirtschaft 7 

BH f soziale Verwaltung 1 3  

BM f Unterr icht und Kunst 3 

SM f Verkehr 1 4  

B�l f H! ssenschaft und 
Forschung 6 

Zusammen 1 1 2  

Gesamtzahl der Erkenntnis �e ohne 
Rubriken 1 1  - , r.  

Gesamtzahl der Erkenntnis �e mit m 
Rubriken 1 6  - 20 

1 )  Hierunter wurden auch d i e  aus 
dem Wirkungsbere ich der Ge-
me inden angefallenen Beschwer-
den e r f a O t ,  soweit s ie au s dem 
Kornpetenzbereich des Bundes 
oder der Länder dem eigenen 
Wirkung sbereich der Gemeinden zugehörig si nd . 

.. 

-

Einstellungen 
I t1>  VI r::: I t1>  
O :J  ')( 1:: 
�::1 U :J  N :;::S .<: 

"- ", cu  l< CU  
• .... ... :J .... M :0<; 11  .o N  

2 3 4 

1 1 -

- - -

- 1 -

2 5  8 5  1 9  

3 2 1 

8 1 2. 2 

3 5 5 

5 8 5 

- 1 1  -

4 ' 4 3 

2 5 9 1 0  

2 5 -

1 5  1 0  5 

1 3 1 1  

9 2  1 56 6 1  
. 

nilndl1ch I! Verhan lun,,: 

lndl1che Verhan lung : 

! 

\ . � .\ 

aufschiebeOOe 

��;�:�:o wirkung 

� �� I � "'0 I � 
... r::: +J I:: VI r::: 
.v cu ... 1:: "' CU  .v cu 
111 ..0 'fi� .:Hl 'fi {l  "' cu  
"' 0>  '2� 

., t1>  
'2 t1>  

5 6 7 
. 

8 
- - 1 - -

- -

- 3 

5 4 6  

3 4  1 00  

8 2 4  

3 22  

3 1 1  

1 5 

1 4  1 5  

7 2 1  

- -

3 • · 1 9  

- 1 

78 2 6 7  

! 
I 

- . 

-

1 

1 

-

-

-

-

-

-

1 

-

-

3 

., 
, . 

-

-

1 

-

1 

-

1 

-

-

-

-

-

2 

5 

Wiederein-
"01-'7" '" 

t I �  .:J � ... r::: er. C 
.v cu ... � 111 ..0 .v cu 

� � 111 0> 

9 10 
- -

- -

- 1 

1 9 

- -

1 -

- -

1 -

- -

3 -

3 8  4 

- -

- 4 

- -

4 4  1 8  

E r k e n n 

ohne mUndl ich� Verhandlung 

3 5/ 1  
4 2 / 1  

11 
-

1 

2 
2 3 8  

1 3  

2 2  

3 8  

23 

1 5  

3 4  

7 8  

1 1  

30 

8 

5 1 3  

a 

' 12 
1 

-

1 

77  

5 

1 6  

' 2 

6 

-

20 

2 3  

-

8 

2 

1 59 

, , 

b c 4 2/ 4  

13 14 1 � 
1 

- - -

- 3 1 

1 36 3 

- 1 2  -

- 8 -

4 1 0  1 

- 2 2 

- 3 -
2 20 1 

1 5  3 4  2 

- 1 1 

- 2 6  1 

- 1 -

2 3  1 56 1 2  

t n i 8 S e 

m i t  mUndlicher Verhandlung 

4 2/ 1  a 

1 /;  1 "7  

- -

2 1 

4 8  2 6  

3 1 

1 -

6 7 

- 1 

2 -

1 3 

1 0  9 

4 -

3 -

- -
80 4 8  

4 2/ 2  

b c 

1 R  1 9_ 

- -

- -
- 2 

- . 1  

- -

- -

- 2 

- -

1 1 

- 1 

- -

- 1 

- -

1 8 

4 2 / 4  

�o' _ 

-

-

-

-

-

-

-
-

-

-

-

-

-

-

( 

. , 

, 

---
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Ra 9/79 - 4 aufschiebende I Wieder- Wiederein-Wirkung ,.n fn;!ihmll! �p,t'Zll� Aus dem Wirkungsbereich der Landesregierungen' ) 
. Einstellungen 

�1 

t E r k e n n n 1 s s e 

fl 

I 
L 

,l'! ",  ' ''' � '"  
' I»  .. .: 0 "  , I»  .>( .:  ' '0  "' ':  f 1 ' '0 """ ... .: 

"' c  "' .,  

,1 .: , ., 
.>( t1' . U C 

ohne mUndliche Verhandlung mit mUndlicher Verhandlung 

Burgenland Kärnten Niederösterreich , Oberös terreich Salzburg S teiermark Tirol Vorarlberg Wien 
Zusanunen 

1 )  Hierunter wu rden auch die aus d� Wirkungsbereich der Gemeinden angefallenen Beschwerden erfaBt,  soweit s i e  aus dem Kompe tE nzbereich des Bundes oder der Länder dem eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden zugehörig s ind . 

:::I " k Ol  
" .... .0 "  

) 

2 1 1  1 7  3 1 4  
1 4  
28 

1 04 

.... " .... 
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i 4 2 1 3  1 1  4 
6 3 4 4  

9 2  

�::I '" ., .... '" :< Ol  

3 6 
1 0  4 4 
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1 7-
6 3  

u "  
1! .g  
" .... .o N  
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"' ..0  "' .,  Ul tft  

'oll I � .g  
'2 �  l Ol t1' 

U) C .aJ C Q1 C 
", ll  � a  ", ll  'fi .,  "' ., 'fi "  '2 t1' 

1ft '" '2 I» 

3 5/ 1  42/1 a 
4 2/2 

b c 4 2/ 4  4 2/ 1  a b c 42/4 
4 5 6 h 8 9 �Q ..i1 12 13 14 15 � 17 18 1 9 20 

4 
5 
2 
5 
'5 

2 9  

3 5 3 1 3  1 4  1 2  5 4 2 1 1  24 4 2 3 1  1 6  1 4  3 1 1  4 2 '6 1 6  2 1  1 3  1 0  2 2 2 1 5  
1 1  1 7  1 1 I - I - I 2 . I 39 I 1 9 I 1 I 1 4  4 1 25 7 2 3  . 4 5 5 4 8  5 4 8  2 3 7  2 8 1 2  

, I 
28 I I 00 r 1 70 1 70 2 5 1 1  2 3 2 , 6 1 07 1 6  2 5  2 4  6 

, 
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� 

Gesamtzahl der ErkeLntnisse' ohne mutdliche terhandl�ng: Rubriken 1 �  - 1 5  Gesamtzahl der Erlcebntnieeei mit mUnf licher Rubriken , 1;  - 20 erhandl\lng: 
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I 

i 
: 

I 
I 

I 

Ra 9/79 - 4 
Bei l ag" D 

1 

Sachgebiete 

(Ar t .  1 0  b i s  1 5  B-VG) 

Ar t. .  1 0  B-VG u nd F i n an zver-fassungS1Qsetz : 
Abgab�� �� $genQ�nen GebUhren-
und V�rkehr s te � e r n )  

GebUhren und V-=rkehrs teuern 

Vol ks,e3und h e l t  

Gewerbe!'echt 

S icherheit swesen 

Gerl ch t s g e bUhren 

\-laS3errecht 
Fo!':strct:ht 

Bodenre form ( Oberster Agrarsenat) 

S()z i a l v e r s � cherung 

Arbe i t s r echt 

Krie9 sopfer-u . H eeresver eorgung 

Rraft fahrw�sen 

G e l ege rh e i  tsverkehr sgesetz 

Dienst - unl Besoldungsrecht 

Sons tig e s 

Gesamtzahl der Erkenntn 

-

Rubri k  

Gesamtzahl der Erkenntn 

.. , ' . --. � ; .  .. .... 

P.lbrlk 

. . . ... . 

r::: • <lJ 
.>e '"  u r::: O :;l  H ., 
"' .... 00 <11 

) 

1 

2 3  
2 
1 
8 
5 
3 

2 
3 

1 
6 
1 

4 
1 3  

3 
1 4  

2 3  
1 1 2  

�sse ahn 
·n 1 1  -

i s s e  m i t  fen 1 6  -

Einstel lungen aufschiebende 
Wirkung 

� ' ''' " r::: ' ''' 0 :>  .>e r::: 1 '1:l  t;,;::l U :> .w "  ""t1 N =e �  .w <lJ .w r::: 
"- '" '" nl .Cl  -6 111 
... rl "'"  " ... -U <1I  ,0 
M 1.: '"  .. " " '"  '2� 

2 3 4 5 6 

23 4 7  1 6  5 3 6  
1 2 8  1 - 7 
3 3 1 3 4  1 00 

1 2  1 2  2 8 2 4  
7 4 3 3 2 2  
2 4 1 3 1 0  
3 4 2 3 1 1  
- - 1 1 1  4 
- - - - -

9 6 7 6 1 2 I 
1 - 4 1 7 I 

9 1 - - 1 
1 1  5 3 1 1 8  

3 4 - - -

1 2 4  3 - 5 
7 1 2  1 7  3 1 0  

9 2  1 5 4 6 1  7 8  2 6 7  l 
I 
I 

� mUnd l i  he Verh ndlung; 5 
mUnd l i c  ler Verh nd lung : 

�O 

I 

I 
� . .  , .,,, . , . 

Wicder- Wlederein- E r k e n n 
"" � ",.,"'" e, � � , 

±J 1; 
1I '1:l  .w ohne mUndliche VerhAndlung ' '0  ' '1:l  .:9 '1:l  .w c  '" r::: .w r::: III r::: ..., QJ ...., 111 '" 111 ...., 1: "' .Cl  ii �  'Il .Cl  3 5/ 1  ...., 111 ...., 111 13 111 4 2/ 1  a b c 4 2 / 4  Cl ",  '2 '"  " "" .� '" 

7 ß 9 10 1 1 1 2  1 3  1 4  1 5  

1 1 1 9 202 58 1 29 1 
- - - - 3 3  7 - 3 -

1 - - - 1 3  8 - 1 2  -

- 1 1 - 2 1  1 5  - 8 -

- - - - 2 9  3 - 9 -
- - - - I 1 5  5 - - -

- - 3 - I 1 7  9 2 7 1 
- - - - 1 2  1 5  1 1 2  -

- - - - 3 - - 1 -

- - 3 8  3 I 1 9  8 1 5  1 5  1 
- - - - 1 1  1 1  - 4 I -

- - - 1 1 3 8  4 - 1 5  -

- - - - 1 8  1 - 1 3  -

- - - 4 8 3 - 9 1 
1 1 1 - 5 2  6 4 1 2  I 7 
- 2 - 1 2 2  6 - 7 I 1 
3 5 4 4  1 8  5 1 3  1 5 9 2 3  1 1  '5 6  1 2  

. '  '" . .  ' .' . . .  " ,  _ ... � . . . < .'>!, .. • .' . ' , .,_ . " ·0 '". I .� .• , .' 

t 

" .� 

n i s " e 
--

mit mUnd l l c h e r  Verhand lu�g 

4 2 / 1  

1 6  

3 6  

8 
4 
2 

1 1  
-

1 
-

-

8 
-: 

2 
3 

-

3 I 
2 I 

80 

. �� . 

4 2 / 2  
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